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Das Friedensangebot der ruſſ. Regierung.Dentſ cher Heeresbericht.

Großes Hauptquartier, 30. Nov. 1917. (W. T. B.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Jn Flan
dern entſpannen ſich am Nachmittage vom Houthoulſter Wald
bis Zandvoorde lebhafte Artilleriekämpfe, die namentlich beider
ſeits von Poelkapelle und nördlich von Gheluvelt mit größter
Heftigkeit geführt wurden. Eigene Sturmabteilungen ſtießen
nahe an der Küſte und in einzelnen Abſchnitten des Kampf
feldes in die feindlichen Linien vor und brachten zahlreiche
Franzoſen und Engländer ein. Bei Armentieres, Lens und
ſüdöſtlich von Arras geſteigerte Feuertätigkeit. Auf dem
Schlachtfeld bei Cambrai griff der Engländer am
frühen Morgen nach heftiger Fenerwirkung unſere Stellungen
weſtlich von Bourlon an. Unter ſchweren Verluſten wurde er
zurückgeſchlagen. Am Nachmittage nahm der Kampf zwiſchen
Jnchy und Fontaine wieder beträchtliche Stärke an. Jn der
Gegend von St. Quentin war die Artillerietätigkeit lebhafter
als an den Vortagen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Ein eigenes
Sturmtruppunternehmen nördlich von Braye hatte vollen Er
folg und brachte Gefangene ein. Auf beiden Magsufern lebte
das Feuer zeitweilig auf.

Heeresgruppe Herzog Albrecht. An vielen Stellen,
namentlich im Sundgau, rege Tätigkeit der Franzoſen. Seit
dem 24. November verloren unſere Gegner im Luftkampf und
durch Abſchuß von der Erde 30 Flugzeuge und zwei Feſſel-
ballone. Leutnant Buckler errang ſeinen 30., Leutnant Bon
gartz feinen 25., Leutnant Böhme ſeinen A. und Leutnant
Klein ſeinen 21. Luftſieg.

Jm Oſten, Mazedbnien und gtarien keine srbkeren Bölker und Volksteile gelten das iſt Vorausſetzung. Bel

werden als Litauen s

Die Pariſer Konferenz.
Paris, 29. Nov. Am Quai d'Orſah iſt heute die Konfe-

renz der Alliierten eröffnet worden. einer kurzen An-
ſprache begrüßte Clemenceau die Abgeordneten und betonte die
Wichtigkeit der zu faſſenden Beſchlüſſe. Dann begannen die
Abgeordneten die Aufteilung der Arbeiten unter die Ausſchüſſe.
Die Konferenz iſt die vierte in Paris abgehaltene. Sie ver
einigt diesmal Abgeordnete aller alliierten Länder.

Wilſon. Waſhington, 29. Nov. Wilſon arbeitet eine
neue Kriegsbotſchaft aus, die er am 4. Dezember dem
vorlegen wird. Die Botſchaft werde in ihrer Bedeutung der-
jenigen, die die Kriegserklärung an Deutſchland forderte, nicht
nachſtehen.

Brutale Sozialiſtenhetze in Spanien.
N. Rott. Courant meldet: In Spanien iſt die Regierung zur

Unterdrückung der revolutionären Bewegung ſehr ſcharf auf-
getreten. Berichten aus Madrid gzſelge ſollen nicht weniger
als 7000 Mitglieder der ſozialiſtiſchen
ſein. Auch die Kriegsgerichte ſollen kurzen Prozeß gemacht
haben. Verſchiedene 7 Vier darunter auch
Madrider Hochſchullehrer Becteiros, wurden z zwan zi g
jähriger Zwangsarbeit verurteilt. Obwohl die Re
gierung den Platz des Profeſſors Becteiros für erledigt erklärt,
weigert ſich die Fakultät, einen anderen Profeſſor zu wählen.

Sozialrevolutionäre Kämpfe in Brafilien.
Buenos Aires, 29. Nov. (Havas.) Das Perſonal der

Allgemeinen Eiſenbahngeſellſchaft in Buenos Aires hat den
Ausſtand erklärt. Ebenſo iſt S der Zentralhallen und
mehrerer Gefrierfleiſch-Geſellſchaften ausſtändig. Alle Ver-
einigungen von Eiſenbahnarbeitern planen einen Zuſammen
ſchluß zur Verteidigung der Arbeiter und die Vorbereitung auf
die Uebernahme der unmittelbaren r Induſtrie und
Eiſenbahnen gemäß dem Grundſatze, daß die Arbeitsmittel den
Arbeitern gehören.

Engliſche Opfer. Die Veröffentlichungen der engliſchen Zeitungen ſker Verluſte beſagen; Vom 21. bis 31. k
3 1917 verloren die Engländer täglich durchſchnittlich 3580

ann. 7

Die Vorzenſur in England aufgehoben. London, 209. Rov.Der h itarbeiter des Daily Telegraph be
richtet: Die Regierung hat nach einer Beſprechung mit den
Führern der liberalen Partei zugeſtimmt, die Vorſchrift über
die Präventivzenſur von Sing priſew über den Krieg auf
uheben. Die Verpflichtung, den Namen von Verleger undger auf der Flugſchrift bekanntzugeben, bleibt jedoch be

ehen.
7

Das amerikaniſche Kapital fättigt ſich. Das Jour
rziffern aus

den Fahren 10904 bis 1017 vor, wie die Milliardengewinne der
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s wird.

Stellung des Reichskanzlers dazu. Hertlings innere Politik.
Die Reichstagsſitzung.

Dreierlei Wichtiges hat ſich am Donnerstag im Deutſchen
Reichstage vollzogen: die Bekanntgabe des ruſſiſchen Friedens
angebots, die erſte Vorſtellung der neuen ſogenannten „parla-
mentariſchen Regierung“ Hertling und die Stellungnahme der
Parteien zur Kriegs- und zur inneren Politik.

Jn bezug auf das Friedensangebot iſt der Weg einer freien
Beſprechung nur im Reichstage frei, hier kann nur auf die Er
klärungen Hertlings verwieſen werden. Dieſe Erklärungen
haben ſich wohl bemüht, den ruſſiſchen Vorſchlag zu fördern,
wenigſtens ergibt ſich dieſer Eindruck. Jm Anſchluß daran be
kannte ſich Graf Herling zum Selbſtbeſtimmungsrecht Polens,
Kurlands, Litauens, unterließ es jedoch, anzudeuten, wie er
das auffaſſe. Polen iſt z. B. von den Mittelmächten die Form
eines Königreiches vorgeſchrieben worden, ohne das pol
niſche Volk zu befragen. Wird ähnliches auch mit Kurland und
den andern geſchehen? Und wie ſteht es mit der Zuziehung
Rußlands bei den Verhandlungen zur Gewährung von
Selbſtbeſtimmungsrecht an die von Rußland eroberten Länder
Wird man hier ſo verhandeln wollen, daß die Völker wirklich
fühlen, ſie können ihr Schickſal ſe ber beſtimmen? Es wäre
dem Friedensſchritt ſehr förderſam geweſen, wenn hier jetzt
ſchon Klarheit geſchaffen würde. Jmmerhin: halten wir ein
mal den Satz der deutſchen Regierung feſt: „Das Selbſtbeſtim
mungsrecht dieſer Völker achten wir.“ Es wird mit aller
Schärfe darüber zu wachen ſein, daß dieſem Grundſatz e in e
volle Praxis entſpreche. Und er muß für alle eroberten

darf nicht rs behandelt
o wollen wir wenigſtens die Verkün-

dung der Regierung Hertling verſtehen. Ob das der Fall ſein
wird, wird die weitere Entwicklung zeigen.

Unter der Wucht des ruſſiſchen Friedensangebots trat die
Frage des ganzen Programms der neuen Regie-
rung Hertling ſehr zurück. Graf Hertling iſt der Ver
trauensmann und erſte Beamte des Kaiſers, das betonte er,
während Herr Scheidemann die „parlamentariſche“ Regierung
und die große Mitwirkung ſeiner Partei hervorhob. Das inner-
politiſche Programm Hertlings iſt das alte Geleiſe, nur ſoll der
Ausnahmeparagraph gegen die Koalitionsfreiheit der
Arbeiter fallen und Arbeitskammern errichtet werden.
Das erſte iſt nur eine Beſeitigung alten Unrechts, das zweite
muß man abwarten. Es kann ein Fortſchritt ſein, das kommt
auf Jnhalt und Ausführung an. Sonſt weiſt das politiſche
Programm Hertlings nichts weiter auf. Ach ja doch: Milde-
rung der Zenſur. Nun, das kennen wir aus der Praxis.
Schon ſeit drei Jahren wird in den Regierungserklärungen die
Zenſur gemildert, ſchon ſeit drei Jahren

Die Reden der Parteiführer über Hertlings Vor
ſtellung erbrachten kaum was neues. Die Mehrheitsparteien
einſchließlich der Scheidemann- Sozialdemokraten ſtützen Hert
ling. Scheidemann glänzte jedoch wieder mit neuen „Unab-
hängigkeits“Verſichernungen. Leider ſind die klaren und
treffenden Ausführungen unſeres Genoſſen Haaſe nur wieder
ſtark gekürzt und verſtümmelt zu haben, während über Scheide-
manns Rede wörtlich verichtet wird. Wir müſſen uns vor
behalten, die Haaſeſche Rede nach Vorliegen des Stenogramms
ebenſo ausführlich zu bringen.

Sitzungsbericht.
127. Sitzung. Donnerstag, 29. November, nachmittags 8 Uhr.

und Tribünen ſind überfüllt.
r Prä ident gedenkt der in der letzten Zeit verſtorbe

nen Abgg. Wellſtein (Zentr.), Gräfe (Sachſen) (Konſ.) und
Gottſchalk (Konſ.) und richtet dann an das Haus eine An-
ſprache.

Kriegskredit von 15 Milliarden Mark.
Reichskanzler Graf Hertling:

Durch das Vertrauen des Kaiſers auf meinen Poſten be
rufen, habe ich die Ehre, den Reichstag zu begrüßen. Als ich
aus dem Reichstag austrat, ſchied ich mit dem Bewußtſein,
viele Freunde, manchen politiſchen Gegner, aber keinen perſön
lichen Feind hier zurückzulaſſen. (Zuſtimmung.) Mit dieſem
Vertrauen trete ich jetzt vor Sie. Wenn ich mich in ſturm
bewegter Zeit entſchloſſen habe, das ſchwere Amt des Reichs
kanzlers zu übernehmen, und die Bedenken, die ſich ſchon allein
aus meinem vorgeſchrittenen Alter ergeben, ſo leitet mich die
Ueberzeugung, daß es meine Pflicht ſei, dem Vaterlande jedes,
auch das ſchwerſte Opfer zu bringen. Redner gibt zunächſt
einen Ueberblick über den Stand des Krieges. Das Unterſee
boot übt eine gewaltige und erfolgreiche Tätigkeit weiter aus.
Es iſt das einzige durchgreifende Mittel, um unſerem gefähr
lichſten Feind, dem Tr eigentlich der en feindlichen
Kriegsmacht, an ſeinem Lebensnerv zu treffen. (Lebh. Beifall.
Wir hegen die zuverſichtliche ung, daß es ſeine Auf-
gabe weiter erfüllt und uns dem Ende des Krieges bald ent

(Lebh. Beifall Mit unauslöſchlichem
k gedenken wir unſerer glorreichen Armee und Flotte

unter ihrem genialen Führer. Der gleiche Dank wie unſerem
Volk in Waf rt unſerem Volk in der Heimat. Der
ſelbe Siegesw t es. Ruhig und ſtetig erträgt es die
Entbehrungen, die der Krieg mit ſich bringt. Zielbewußt und
opferbereit drängen fich die Frauen zu den Dienſten und

Sie dieſen Wahn zu zerſtören. (Lebh

Arbeiten, aus denen die Männer abberufen ſind. Unſere
Methode, den Krieg zu finanzieren, hat ſich erfreulich bewährt.
Summen, die uns in Friedensjahren phantaſtiſch geklungen
hätten, nahezu 78 Milliarden, ſind durch ſiebenmalige frei-
willige Zeichnung aufgebracht worden. (Bravol) Der letzte
vom Reichstag bewilligte Kredit nähert ſich der Erſchöpfung.
Jch bitte den Reichstag, durch ſeine Zuſtimmung zum Nach-
tragsetat wiederum auszudrücken, daß auch er zu jedem Opfer
bereit iſt, das das Vaterland verlangt. Daß der Krieg

zu Nengeſtaltungen hinführen
werde, das müſſen wir beachten, auch wenn nicht die Geſchichte
früherer Zeiten darauf vorbereitet hätte. Ein ungeheueres
Erlebnis iſt unſerem geſamten Volk geworden. Die Begriffe
von Volk und Staat, von Nation und Vaterland ſind jetzt von
jedem einzelnen im geſamten Volke in ihrem ganzen Wert
unmittelbar erfaßt. Auch der Arbeiter in der Werkſtatt, de
Landmann hinter dem Pflug wiſſen es hente, daß die Arbeik,
die ſie unter erſchwerten Verhältniſſen leiſten, dem Vaterlande
geleiſtet find. Er fühlt ſich als Glied des einen Ganzen, er
weiß, daß der Staat, unter deſſem Schutze er bisher ſeiner Be
Greiſe nachging ſein eigenſtes Eigentum, ſeine Sache, ſein

eſitztum iſt. (Bravol) Daher denn auch das große Intereſſe
an den ſtaatlichen Inſtitutionen und die r ob wir die
Kriegsprobe beſtanden Hier gilt es, das W J zu er
kennen und das Erkannte mit feſter Hand durchzuführen. Es
gilt, ſich nicht von Schlagworten blenden zu laſſen und nicht
die Einrichtung fremder Nationen ſklaviſch es
gilt das zu tun, was dem realen Bedürfnis unſeres Volks
lebens, deutſchem Geiſte und deutſcher Ejgenart entſpricht.
An den Grundlagen unſerer Reichsverfaſſung kann und darf
nichts geändert werden. Sie iſt recht eigentlich aus dem hiſto
iſe denen Chare des deutſchen Volkes und ſeinerElane e Miamenteriſhe vrne

tung, der Reichstäg, ruht auf der denkbar feſteſten Baſis. Wenn
das auf feſtem Fundament ſich bewegende e ſwe eben neue
Aufgaben erwählt, wenn ſich neue Bedürfniſſe im Rahmen
unſerer Reichsverfaſſung herausſtellen ſollten. ſo wird die
Reichsleitung Wünſchen und Anregungen, die hier aus dieſem
Hauſe kommen, jederzeit ihr Ohr leihen und ſie einer ſach
gemäßen Prüfung unterwerfen.

Als ſelbſtverſtändlich betrachte ich, daß die Sozialpolitik in
der bisherigen Weiſe fortgeführt und nach Bedarf ausgebaut
wird. (Beifall.) Dem Reichstag wird bei ſeinem nächſten
Zuſammentritt ein Geſetz auf Errichtung von Arbeitskammern
vorgelegt werden, das an die Arbeiten des Reichstagsausſchuſſes
von 4910 anknürft und ſie als wertvolle Grundlage aufnimmt.
(Beifall links und. im Zentrum.) Ebenſo wird ein Geſetz
entwurf vorbereitet, der die

Beſchränkung der Koalitionsfreiheit,
die ſich aus dem S 158 der Gewerbeordnung ergeben, be
ſeitigt. (Lebh. Beifall links und im Zentrum.) Sie alle
wiſſen, in welch großzügiger Weiſe in dem mächtigſten deut-
ſchen Bundesſtaat von der höchſten Stelle die Initiative zu
einer weitgehenden Reform ergriffen worden iſt. (Beifall
links und im ZJentrum.) Fch habe jetzt hier über dieſen Gegen
ſtand weiter nichts zu ſagen.

Was die Zenſur betrifft, ſo bin ich gern bereit, der freien
Meinungsäußerung zu ihrem Rechte zu verhelfen, ſo
weit vaterländiſche Intereſſen nicht im Wege ſtehen. (Bei-
fall Gewiſſe Schranken werden ſich im Kriege niemals
rermeiden laſſen. Gegenüber den ſtrengen Zenſurmaßregeln
in den anderen Ländern befinden wir uns heute ja ſchon in der
Lage eines Spielers, der mit offenen Karten ſpielt, während
die Gegner die ihrigen verſtecken. Noch jüngſt hat Clemenceau
jede Milderung der Zenſur abgelehnt, derſelbe Clemenceau,
der als Journaliſt mit größter Erbitterung gegen die Zenſur
angekämpft hatte. (Heiterkeit.) Es iſt mein ernſtes Beſtreben,
Mißſtände abzuſtellen und ihrer Wiederkehr vorzubeugen. Jn
dieſem Sinne haben bereits Verhandlungen mit den zu
ſtändigen militäriſchen Stellen ftattgefunden, deren Ergebnis
ein Erlaß des Kriegsminiſters vom 18. November iſt, der den
Wünſchen der Preſſe und des Reichstages Rechnung trägt. (Bei-
fall.) Namentlich im Verbot der Zeitungen ſoll eine Milde-
rung eintreten, und es ſoll ein engeres Verhältnis i
den Herausgebern und der Zenſur ſtattfinden. er
bereit, allen Wünſchen entgegenzukommen. Dasſelbe gilt fü
das Vereins- und Verſammlungsrecht.

Sie aber bitte ich dringend: Laſſen Sie alle Meinungsver-
ſchiedenheiten möglichſt zurücktreten. Wer Austrag von Partei

nſätzen iſt nach dem Kriege Zeit genug. (Heiterkeit.)
tzt gilt es, zuſammenzuſtehen, bis der Sieg errungen iſt.

'Beifall.) Jetzt hoffen die Feinde, ohne Kenntnis unſeres par
lamentariſchen Lebens, unſerer freiheitlich gerichteten Vereins-
und Verſammlungsgeſetzgebung, von einer hetzeriſchen Preſſe
beeinflußt, in gewiſſen vorübergehenden Erſcheinungen Symp-
tome unſeres inneren Zuſammenbruchs zu ſehen.

er Zuſtimmung.)eigen Sie durch Jhre einheitliche Keſchloſſenheit, daß es in
gibt, der alle Herzen erfüllt,Deutſchland nur einen Gedankenr (Lebh. Beifallden Gedanken T v e habeNun einige Worte r die allgemeine Lage. einkoſtbares Erbe die Pflege der en bientiaen

Beziehungen zu Bu en und der TürkeiDas Ziel unſerer Wünſche iſt überall gleiche: die Ver
wirklichung der nationalen le, Sicherung des territorialen
Beſitzſtandes und die derin ne dn r. er Weſſal)

Nun etwas Neues. Die ruſſiſche Regierung hat
geſtern von Zarskoje Selo aus eine vom Volkokom
miſſar für auswärtige Angelegenheiten Trotzki und
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Lenin unterzeichnetes Funkentelegramm an die
Regierungen und Völker der kriegführenden Länder
gerichtet, worin ſie vorſchlagen, zu einem nahen
Termin in Verhandlungen über einen Waffen
ſtill ſtand einzutreten, um dadurch einen all
gemeinen Frieden anzubahnen. (Stürmiſcher
Beifall).

Ich ſtehe nicht an, zu erklären, daß ich in den bisher ja ſchon
bekanntgewordenen Vorſchlägen der ruſſiſchen Regierung dis
kutable Grundlagen für die Aufnahme von Frie
densver handlungen erblicke, und daß ich bereit bin,
in ſolche ein zutreten, ſobald die ruſſiſche Regierung hierzu
bevollmächtigte Vertreter entſendet. (Erneuter
ſtürmiſcher Beifall.) Jch hoffe und wünſche, daß dieſe Be
ſtrebungen eine feſte Geſtalt annehmen und uns den
Frieden bringen werden. (Erneuter Beifall.)

Mit aufrichtiger Teilnahme verfolgen wir die Entwicklung
der inneren Kriſe des ruſſiſchen Volkes und wünſchen, daß es
möglichſt bald zu ruhigen und geordneten Verhältniſſen kom-
men möge. Wir wünſchen nichts mehr, als baldigſt wieder zu
guten nachbarlichen Beziehungen zu gelangen, namentlich auf
wirtſchaftlichem Wege, wie ſie früher waren. Was die
Zukunft von Polen, Kurland und Livland angeht,
ſo können wir ſie

dem Selbſtbeſtimmungsrecht ihrer Völker überlaſſen.
Wir erwarten, daß ſie ſich ſelbſt diejenige ſtaatliche Geſtalt
geben werden, die ihren Verhältniſſen und ihrer Kultur ent-
ſpricht. (Lebh. Beifall Uebrigens ſind alle dieſe Dinge noch
in der Schwebe. Nachrichten, die vor einiger Zeit durch
die Preſſe gengen, als ob in allen Punkten ſchon feſte Ab
machungen getroffen wären, eilen den Tatſachen weit voraus.
(Hört, hört!)

Anders iſt die Lage gegenüber Jtalien, Frankreich
und England. Seit wir und unſere Verbündeten uns auf
den Boden der Vapſtnote geſtellt haben, iſt natürlich dem
törichten Gerede, als ob der deutſche Militarismus an der Ver
längerung des Krieges ſchuld wäre, jeder Boden entzogen wor-
den. Umgekehrt hat ſich herausgeſrellt, wo der Herd des Mili-
tarismus zu ſuchen iſt. Sonnino hat in ſeiner letzten Rede
den Gedanken einer allgemeinen Abrüſtung vollkommen ab-
gelehnt. Er meinte, man könne die ſtehenden Heere nicht ent-
behren wegen der Möglichkeit innerer Gefahren. Cle-
mencean iſt in ſeinem Zynismus en gegangen, von der
friedlichen Volkergemeinſchaft, die in Zukunft an die Stelle der
Waffengewalt treten ſoll, ausdrücklich Deutſchland und Oeſter-
reich auszuſchließen. Lloyd George erklärte klipp
und klar, der Krieg müſſe fortgeſetzt werden, bis ſein Ziel, die
Vernichtung des deutſchen Handels, erreicht ſei. Wo die Deutſch-

nd fälſchlich vorgeworfene Ergbernngsſucht zu finden iſt, das
zeigen die jetzt von der ruſſiſchen Regierung veröffentlichten
Geheimverträge der Entente. Unſer Ziel war vom
erſten Tag an die Verteidigung des Vaterlandes, die Sicherung
ſeiner Grenzen, die Freiheit nud Nnabhängigkeit ſeiner wirt-
ſchaftlichen Entwicklung. (Ernent. lebh. Beifall.) Darum
konnten wir den Friedensappell des Papſtes begrüßen. Auch
heute noch beſeelt uns der gleiche Geiſt, der die Antwort
auf die Papſtnote diktierte. (Lebh. Zuſtimnmung.) Aber die
Antwort auf die Pavpſtnote darf von den Ententemächten nicht
als ein Freisrief angeſehen werden, den freventlichen Krieg ins
Ungemeſſene fortzuſetzen. (Stürm. Beifall. Die Verant-
wortung für das fortgeſetzte Morden und für die Zerſtörung
der Kulturwerte

trifft allein die Mächte der Entente.
Sie werden auch die Folgen zu tragen haben. (Lebhafter
Beifall.) Das möge ſich Sonnino und die übrigen italieniſchen
Machthaber geſagt ſein laſſen, die dadurch, daß ſie die Friedens
hand des Papſtes nicht ergriffen, den furchtbaren Zuſammen-
bruch verſchuldet haben. Mögen ſich das die Völker in Jtalien
und in Frankreich zur Warnung dienen laſſen. (Lebh. Zu
ſtimmung.) Für uns kann die Parole im gegenwärtigen Augen-
blick nur ſein Ahwarten! Aushalten! Durchhalten! Wir
vertrauen auf Gott, auf unſere Armee, auf unſere
Heerführer auf unſere heldenmütigen Hämpfer, wir
vertrauen anf die ſittliche Kraft unſeres Volke s. Wenn
Heer und Heimat zuſammenſtehen, wird der Sieg unſer ſein.
Daran ſollen Sie mithelfen. (Lebh. Beifall und Hände-
klatſchen im Zentr

Abg. Trimborn (Zentr.)
Zum Reichskanzler iſt der frühere langjährige Vorſitzende

unſerer Fraktion ernannt worden, zu ſeinen Stellvertretern im
Reich und in Preußen zwei hervorragende Parlamentarier.
Dieſe Ernennungen führen zur engeren Fühlungnahme
zwiſchen Regierung und Volk. Das iſt der deutſche Parlamen-
tarisreus, wie er der deutſchen Geſchichte und Eigenart ent-
ſpricht. Den Ausführungen in der Antwortnote unſerer
Regierungen an den Papſt ſtimmen wir reſtlos zu. Jm Ein-
Hang mir dieſen Ausführungen lehnen wir jeden Vergewalti-
gungs- und Eroberungsfrieden, aber auch jeden Verzichtfrieden
ab, unſer Beſtreben geht vielmehr auf einen Verſtändi-
gungsfrieden, der die Sicherung unſerer Grenzen und
die Beendigung des Wirtſchaftskrieges gewährleiſtet. Die Aus-
führungen des Reichskanzlers über unſer Verhältnis zu Ruß
land haben unſeren vollen und freudigen Beifall. (Bravol)
Wir hoffen, daß dem deutſchen Volke jetzt ein kraftvoller
Führer erſtanden iſt und bringen ihm volles Vertrauen ent-
gegen. Die ganze Welt ſoll wiſſen: Deutſchland iſt einig und
wird einig bleiben. Jede Hoffnung auf einen inneren Zwiſt
wird ſich als trügeriſch erweiſen. (Lebh. Beifall.) Möge es
dem Reichskanzler vergönnt ſein, dem Vaterlande recht bald
einen gerechten dauerhaften und ehrenvollen Frieden zu geben.
(SLebh. Beifall.)

Abg. Scheidemann (Soz.)
Jch begrüße das Friedensangebot ſeitens der ſozialiſtiſchen

Regierung in Rußland Wir danken unſern Truppen und
werden ihre Lage erleichtern und dafür ſorgen, daß dem Kriege
ſo raſch als möglich ein Ende bereitet werde. (Bravo! b. d.
Soz.) Jn den Männern, die jetzt an der Spitze des Reiches
und der preußiſchen Staatsregierung ſtehen, ſehen wir Mit-
glieder von Parteſen, mit denen wir jahrzehntelang

undſätzliche, ſchwere Kämpfe durchgefochten haben und mitfenen wir in einer Zukunft, die näher oder ferner
liegen mag. wahrſcheinlich wieder ſolche Kämpfe führen müſſen.
Was uns von dieſen Herren trennt, ver geſſen wir keinen
Augenblick. Jch ſtelle ausdrüfflich feſt. daß unſere politiſche
Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit nicht im geringſten be-
einträchtigt, vielmehr nach jeder Richtung durchaus ſicher iſt.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Meine Partei hat allezeit den Stand
punkt eingenommen, daß der Parteikampf nicht Selvbſtzweck iſt.
Zweck kann nur das politiſche iel ſein. Wenn von anderen

teien oder der Regierung etwas geſchieht, was wir für einen
ortſchritt halten, dann haben wir ſie ſtets darin unterſtützt.

einem ſolchen Falle wären wir ſogar bereit, mit den Herren
nſervativen zu gehen. (Lachen rechts.)

Die neue Regierung betrachten wir als Fortſchritt,
vorausgeſetzt, daß ſie ihr Programm hält. Wir betrachten
els Fortſchritt ſchon die Art, wie die neue Regierung zuſtande

en iſt. Weil dieſer Fortſchritt unſere Mitwirkung er-
e, deshalb haben wir fleißig mitgearbeitet. Herr Dr.

elis wird wohl der letzte Reichskangler geweſen ſein, der
als annter gradewegs in dieſes Haus hineinkommen konnte,
ohne ſich vor der Annahme ſeines
haben, daß er hier eine

mtes auch vergewiſſert zu
dehrheit finden werde, auf die
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einen Beruf ver
ſit Eine Politik, die vom Volke nicht ve
ich nicht auf die breiten Maſſen ſtützen kann, iſt von vorn

ößern, aber auch nicht verkleinern wollen. Auf dieſer einmal
tretenen Bahn gibt es kein Zurück mehr, ſondern nur

noch ein Vorwärts. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Wir müſſen den

parlamentariſche Regierung
iſt, war für uns ein Grund, ihr Zuſtandekommen mit zu för-
dern. Es wäre aber ſehr inkonſequent, wenn wir ſagen
würden: dieſe Regierung unterſtützen wir, mit ihr gehen wir
durch Dick und Dünn, weil ſie in der Hauptſache eine parla-
mentariſche Regierung iſt. Gerade im Weſen des parlamen-
tariſchen Syſtems liegt es, daß eine Regierung in erſter Linie
von den Parteien unterſtüht wird, aus denen ſie gebildet iſt,
und erſt in zweiter Linie vielleicht auch von ſolchen Parteien,
die an dem Fortbeſtand einer ſolchen Regierung ein ſachliches
Intereſſe haben, weil das Regierungsprogramm bis zu einem
gewiſſen Grade mit ihren eigenen Wünſchen und Auffaſſungen
übereinſtimmt. Man kann nun Oppoſition um jeden Preis
machen, und da wird es nicht ſchwer ſein, Punkte zu ſinden, bei
denen man einhaken kann. Punkte, in denen man der Regie-
rung nicht zuſtimmt oder in denen ſie einem nicht weit genug
geht. Das zu tun iſt unſere Abſicht. (Bravo!l) Sollten
ſich aber Meinungsverſchiedenheiten unüberbrückbarer Art
herausſtellen, würde die Regierung etwas tun, was nach unſerer
Ueberzeugung mit dem Volkswohl unvereinbar iſt oder aber
würde ſie etwas zu tun unterlaſſen, was nach dem Stande der
Dinge uns in dieſem Augenblick unerläßlich notwendig er-
ſcheint, dann werden wir ſie natürlich entſchieden bekämpfen
müſſen. Wir wollen, wie ich noch ausdrücklich ketone, dieſen
Kampf gewiß nicht unnöttgerweiſeſuchen und wenn
die Politik der Regierung ſich ſo geſtaltet, daß wir ihn ver-
meiden können, dann wird das für unſer Land zweifellos
das beſte ſein. (Sehr wahr 9. d. Soz.) Der kommende Friede
muß aber, wenn auch in der Form von Regierung zu Regie-
rung, in der Sache doch

geſchloſſen werden von Volk zu Volk.
Das deutſche Volk kämpft nicht für polniſche Köngskronen und
kurländiſche Herzogshüte, nicht für imperialiſtiſche Macht-
erweiterungen. Wie die fremden Länder, wie Belgien, wie
Kurland, Polen, Litauen uſw. ihre Zukunft geſtalten wollen,
das iſt ihre eigene Sache, nicht die unſere. (Sehr wahrl b. d.
Soz.) Es iſt gut, daß der Reichskanzler, als er von dem
Waffenſtillſtandsangebot, das aus Rußland zu uns gekommen
iſt, ſprach, in außerordentlich klarer Weiſe das Selbſtbeſtim-
mungsrecht der Völker betont hat. Dafür ſind wir ihm dank-
bar. Das deutſche Volk will keinem Volke die Freiheit ver
kürzen oder ſeine Lebensnotwendigkeiten abſchneiden. Es will
nichts als ſeine Selbſterhaltung und einen dauernden Frieden.
Daß Deutſchland im wahren Sinne des Wortes einen Kampf
um ſeine Exiſtenz zu führen hatte, iſt jetzt noch klarer als je
zuvor aller Welt gezeigt worden. Die ruſſiſche Revolution hat
die Geheimdokumente der Ententediplomaten aus den Archiven
geriſſen und auf den Tiſch der Oeffentlichkeit geworfen. Es
hat den Völkern die geheimen Drähte gezeigt, an denen ſie
erbarmungslos in den Tod geſchleift worden ſind und ſie hat
für ihren Teil dieſe Drähte zerſchnitten. Sie hat zugleich
aber auch gezeigt, daß wir nichts anderes tun konnten als dafür
zu kämpfen, daß das, was deutſch iſt, auch deutſch bleibt. Klar
iſt die Situation jetzt für alle Welt. Eine vielfache Ueber-
macht ſtand gegen uns; und das waren ihre Pläne: Frankreich
und England beſtimmen die Grenzen Deutſchlands im Weſten,
S. M. der Zar beſtimmt die Grenzen Dentſchlands im Oſten.
Feder ſchneidet ſich aus dem lebendigen Leibe des deutſchen
Volkes ein Stück ſo groß, wie es ihm beliebt. Wir alle emp-
finden die Niederträchtigkeit ſolcher Pläne, wir alle aber ſollten
auch jederzeit eingedenk ſein des Sprichwortes: Was du nicht
willſt, das man dir tu,

das füg auch keinem andern zu.
Sehr wahr! b. d. Soz.) Auch andere Völker werden ſich

bis zum letzten Hauch dagegen wehren, wenn man ihren Körper
mit dem Schwerte in Stücke zerſchneiden will. Darum kämpfen
wir gegen jeden Jmperialismus draußen und drinnen. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Die deutſche Arbeiterklaſſe begrüßt leiden-
ſchaftlich

den großen Schritt zum Frieden,
den die ruſſiſche Revolution getan hat, und ſie iſt bereit, ihn
mit allen ihren Kräften zu unterſtützem und die Hinderniſſe
aus dem Wege zu räumen, die ſich ihm noch entgegenſtellen
könnten. Die deutſche Arbeiterklaſſe erwartet mit Sehnſucht
den Tag, an dem die Arbeiter Englands und Frank-
reich s gemeinſchaftlich mit den ruſſiſchen und deut-
ſchen Arbeitern für den Frieden arbeiten, um das ſinnloſe
Maſſenmorden durch einen demokratiſchen Frieden zu beenden.
Die Stunde wird um ſo früher kommen, je klarer ſich zeigt,
daß das deutſche Volk keine fremde Freiheit bedroht, ſeine
eigene aber im Jnnern um ſo kräftiger ausbaut. Darum rufeich Jhnen zu: Machen Sie Schluß mit Zenſur und Belage-
rungszuſtand! Verzichten Sie auf politiſche Verfolgungen, die
dadurch nicht beſſer werden, daß man ſie in anderen Ländern,
die ſtolz ſind auf ihre alte bürgerliche Freiheit, noch ärger be-
treibt. Die Kraft des deutſchen Volkes wird dadurch nicht ver-
lieren, ſondern nur gewinnen. (Sehr richtigl! b. d. Soz.)
Schaffen Sie Freiheit für die Preſſe, Freiheit für das ge-
ſprochene Wort. Jn der deutſchen Geſchichte werden die Namen
derer, die dem preußiſchen Volke auch jetzt noch das gleiche
Staatsbürgerrecht vorenthalten wollen, geächtet werden. (Sehr
richtig! b. d. Soz.) Herr Reichskanzler! Jhr Kampf wird nicht
leicht ſein, aber Sie werden alle an Jhrer Seite haben, die ſich
klar darüber ſind, daß unſer Volk ohne vollkommene Rechts
r ſeit gar nicht mehr beſtehen kann. (Sehr richtigl b. d.
Soz.

Wir begrüßen, daß durch Erſchaffung von Arbeitskammern
auch der Arbeiterklaſſe ein Anteil an der Vorbereitung großer
volks wirtſchaftlicher und ſozialer Geſetzesvorlagen eingeräumt
werden ſoll. Wir ſehen darin ein Anerkenntnis des Gedankens,
daß die Volkswirtſchaft nicht Angelegenheit der Kapitalbeſitzer,
ſondern des ganzen Volkes iſt. Noch eine dringende Bitte:
Gehen Sie ſofort an eine Erhöhung des Soldes für unſere
Soldaten, unſere Brüder im Waffenrock, und erhöhen Sie ohne
Verzug die Renten für die Jnvaliden der Arbeit, deren Not-
lage überaus groß iſt. (Zuſt.) Allem voran ſteht die Frage
der Volksernährung. Dort wenden Sie die Energie

an, die Sie bisher bei der Bekämpfung idealiſtiſcher und ſelbſt-
loſer Beſtrebungen zeigten. Bekämpfen Sie jenen ſchamloſen
Wucher, der aus ekler Gewinngier dem Volk die ſchmalen
Rationen verkürzt. Jns Gefängnis nicht mit den Demon-
ſtranten oder Flugblattverteilern, aber ins Zuchthaus mit den
ehrloſen Burſchen, die das Volk aushungern und
auswuchern. (Lebh. Beifall.) Wir werden die Regierung
vor allem danach beurteilen, was ſie für den Frieden tut. Ruß-
land, das der Welt das Licht eines großen Gedankens voraus-
trägt, das ſich in Krämpfen und Kämpfen einer großen Zu-
kunft entgegenringt, Rußland iſt nicht der Verlierer des
Krieges. Die werden zuletzt diejenigen ſein, die
den gewaltigen Mächten der Zukunft, der Arbeiterklaſſe, dem
Sozialismus, dem Völkerfrieden, den Krieg bis ans Ende ge

„ſchworen haben. Es wird ihr eigenes Ende ſein. Diejenigen
die aufſtrebenden Mächte, die mit der Zukunft im Bunde

pfen. Möge das deutſche Volk unter ihnen ſein! (Lebh.d Ca.Beifall b.

n n r e ee e r r wae ß tS ne d tt

v. d. Soz.)

golkspa bewilligt den rdert
eich erneuern wir das Bekenntnis, daß nicht Gr

oberung uns in den Krieg treibt, z wir aber die Waffe
nicht niederlegen wollen, ehe nicht Deutſchlands Freiheit, Sell
ſtändigkeit, Unverſehrtheit und Recht auf freie Entwicklung an
erkannt iſt. Bezüglich des Belagerungszuſtandes und derhabung der Zenſur nehmen wir a age des Reichskanzlers

gern niaegrrn wir meinen aber doch, eine wirkſame Be
ſeitigung aller Schäden nur durch eine zeitgemäße Aenderung
des Geſetzes und

eine Beſchränkung der militäriſchen Gewalt
erreicht werden kann. Wir teilen den Wunſch des Reichs
kanzlers nach einem vertrauensvollen Verhältnis zwiſchen
Reichsleitung und Volksvertretung. (Beifall b. d. Vpt.)

Abg. Dr. Streſemann:
Unſere Stellungnahme zu dem ruſſiſchen Friedensangebot iſt

durch die bisherige deutſche Politik gegeben. Regierung und
Reichstag werden ein neues Friedensangebot nicht abgeben,
aber das ruſſiſche Volk ſoll wiſſen, daß Deutſchland in ſeinen
Schichten die Wiederherſte“ung der früheren friedlichen und
wirtſchaftlichen Beziehungen zu Rußland wünſcht. Die welt-
politiſche Lage mahnt zum Burgfrieden. Unter dieſem
Geſichtspunkt ſind meine Freunde mit dem innerpolitiſchen
Programm des Reichskanzlers einverſtanden. Wir werden
auch der Beſeitigung des F 153 der G. O. zuſtimmen, unter
der Vorausſetzung, daß die Beſtimmungen des B. G. B. ge
nügende Handhabe gegen den verwerflichen Terro-
rismus geben. Die Gleichberechtigung aller derer, die große
Opfer in dieſem Kriege gebracht haben, erſcheint uns als vater-
ländiſche Politik im beſten Sinne des Wortes. Der Eintritt
hervorragender Parlamentarier in die S iſt eine wich-
tige Grundlage des Zuſammenwirkens zwiſchen Regierung und
Parlament. Die Monarchie kann hierbei nur gewinnen. (Bei
fall b. d. Natl.)

Abg. Graf Weſtarp (Konſ.)
Trotz unſerer uneingeſchränkten Wertſchätzung gegen die

Perſon des Reichskanzlers müſſen wir ſcharfen Ein ſpruch
erhebn gegen die Vorgänge, die zur Entlaſſung ſeines Vor
gängers und zu ſeiner Ernennung und der ſeiner Stellver-
treter im Reich und im Volke geführt haben. Wir erblicken
darin eine nach der Verfaſſung nicht zuläſſige Einſchränkungder verfaſſungsmäßigen Rechte des Kaiſers und der Ausnutzung

der Notlage des Reiches. (Lebh. Zuſt. b. d. Konſ., ſtarker
Widerſpruch und Unruhe Jinks) Man glaubte, die Sozial-
demokraten bei der Stange halten zu müſſen, auf die konſer-
vative Partei nahm man keine Rückſicht, denn man wußte,
daß wir unter keinen Umſtänden dem Vaterlande das ver-
weigern werden, was nötig iſt. (Sehr richtig! b. d. Konſ.)
Alles, was das Schwert errungen hat und noch erringen kann,
muß für Deutſchlands Jntereſſen nutzbar gemacht werden. Das
iſt die Sprache, die wir vom Reichskanzler zu hören gewünſcht
hätten und die unſer Volk verlangt. (Lachen links.) Wenn
Sie darüber lachen, haben Sie keine Ahnung, wie es in unſerm
Volk ausſieht. (Große Unruhe links, Rufe b. d. Sogz.: Siehaben keine Ahnug davon!) Durch den Sieg unſerer Waffen

iſt jede Regierung in Rußland jetzt gezwungen, den Frieden
zu wünſchen. Unſer Oſten darf nicht wieder durch eine lange
vungünſtige Grenze gefährdet werden. Dabei iſt zu prüfen,
wie weit die deutſchen Jntereſſen mit dem Selbſtbeſtimmungs-
rechte der anderen Völker und einer möglichſt günſtigen Ver-
ſtändigung zu vereinbaren ſind. Wenn es „Flingt. mit Ruß-
land zum Friedn zukommen (Zuruf b. d. Soz.: Durch ſolche
Reden nicht!), müſſen die anderen Feinde auch zum Friedens-
willen gezwungen werden. Wir entnehmen den Worten des
Reichskanzler, daß der U-Boot-Krieg e ſhrt werden ſoll,
bis er ſein Ziel erreicht hat. (Bravo rechts.

Abg. Frhr. v Gamvp (D. Frak.): Der Standpunkt des
Abg. Scheideman bedeutet den Verzichtfrieden. Widerſpruch

Abg. Haaſe (U. Soz.)
Jn Rußland hat der linke Flügel der Sozialiſten die Regie

rungsgewalt ergriffen, ein Akt von welthiſtoriſcher Be-
deutung. Nicht die deutſchen Waffen haben den Zarismus ge-
ſtürzt, wie Graf Weſtarp meint, ſondern der jahrzehnlange
leidenſchaftliche Kamvf der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe. Es iſt
erfreulich, daß der R “*fanzler das Angebot Rußlands als
diskutable Grundlage für ondlungen angeſehen hat. Aber

uns keinen Jl ſionen hingeben. Bis jetzt
aben die militäriſchen Machthaber bei uns

auf das Waffenſtillſtandsangebot mit großer Zurückhal-
tung, geradezu feindſelig reagiert.
Unſere Sriedensdemonſtratey e rrrfammlungen wurden ver

oten.
(Hört, hört! b. d. Soz.) Die Teilnahme an der Demonſtra-
tion wurde von einem Armeekommando als „Landesver-
rat“ hingeſtellt, es wurde behauptet, feindliches Beſtechungs-
geld ſpiele dabei eine Rolle. (Pfuirufe b. d. U. Soz.)

Das iſt eine elende Verleumdung.
Sehr wahr! b. d. U. Soz.) Die Drohung mit Zuchthaus
und auch mit dem Tode ſchreckt die Arbeiterklaſſe nicht. Sie
tun nichts anderes, als die Arbeiter in Leeds, die man dafür
bei uns als Buſenfreunde feiert. Wie verhält ſich unſere Re
gierung zudem Friedensprogramm der ruſſiſchen Re
gierung? Wir wollen wiſſen, was der Reichskanzler unter
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker verſteht. Er hat uns eine
wohlgefeilte und geglättete Rede gegeben, die ſich aber im
Kern von den Reden ſeiner Vorgänger nicht unterſchied. Das
iſt ſehr begreiflich, weil die herrſchende Militärpartei Forde-
rungen ſtellt, die mit jedem Frieden unvereinbar ſind. Jch
erinnere nur an die Kronratsſitzung mit ihren Beſchlüſſen
über Polen, Kurland, Litauen. Nach der J. K. des
Herrn Heilmann beſtehen dieſe Pläne noch jetzt. on dem
Standpunkt der Leute, die ſolche Pläne hegen, unterſcheidet
ſich der Standpunkt Lenins wie ſchwarz und weiß. Keine
ruſſiſche Regierung kann Kurland und Litauen preisgeben.
Dieſe Pläne müſſen ohne Einſchränkungen aufgegeben
werden, ſoll die Tür zum Frieden nicht ſofort wieder zuſchlagen.
Wenn der Vorwäris behauptet, das Annektionsprojekt ſei er
ledigt, ſo iſt das eines der hochdiplomatiſchen überſchlauen
Manöbver, die bei den Sozialiſten im Ausland nur Widerwillen
über die Unaufrichtigkeit erzeugen können. (Sehr wahrl b. d.
U. Soz.) Dieſe Politik iſt gefährlich und dient nur zur Ver
längerung des Krieges. (Zurufe b. d. Soz.: Eine aus
gezeichnete Friedensredel) Sie glauben, den Frieden zu för
dern, indem Sie alles vertuſchen und ſich und andere
täuſchen. (Sehr wahrl b. d. U. Soz., Unruhe b. d. Soz.)
Die angeblich kraftvolle Unterſtützung der Bolſchewiki durch die
deutſche Sozialdemokratie zeigen Sie in vollem Glanze da-durch, daß Sie auch jetzt die Kriegskredite bewilligen. (Sehr
gut! b. d. U. Soz., Unruhe b. d. Soz., Abg. Noske: Dieruſſiſchen Sozialiſten verteidigen ihr Land auch!)
Auch ein Sonderfriede, wenn er zuſtande kommt, könnte uns

nicht befriedigen.

Wir wollen den allgemeinen Frieden. Deshalb ver-langen wir, daß die Regierung ſich klar äußert auch über die
Kriegsziele im Weſten, Süden und Südoſten. Hat doch Graf
Hertling vor einiger Zeit im Ausſchuß der bayriſchen Kammer
ſich in einer Weiſe über Belgien ausgeſprochen, die die

Behauptung widerlegt, daß die Wiederherſtellung Belgiens
als ſelbſtändiger und unabhängiger Staat beſchloſſene Sache
ſei. Dazu kommt ein Telegramm Hindenburgs an die
Alldeutſchen, worin es hieß: daß unſere rheiniſchweſtfäliſche
Induſtrie durch ein engliſch-franzöſiſch orientiertes Belgienſtark gefährdet wäre wird jedermann anerkennen müſſen. Wir
fordern auch Aufklärung, wie die Regierung zu den
riſchen Annektionsplänen ſteht, die bedauerlicher-
weife Müller vom ſozialdemokratiſchen Parteivorſtand im
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Den Reformen im Innern ſtehen wir abwartendüber. Bis in die letzten Tage hinein herrſcht bei uns eher
falls noch

die reine Militärdiktatur.
Von dieſer werden die ungabhängigen Sozialdemokraten in jederWeiſe verfolgt und unterdrüſckt, wobei die Geri chte, e das

Reichsgericht, durch ſeine Rechtſprechung hinter verſchloſſenenTüren Helfersdienſte leiſten. rſchroft
Leute, die lediglich den Frieden erſtreben, werden wegen„Landesverrats“ und ver Igndesverrais zu Zuchthars

verurteilt!
Der Reichskanzler konnte ein ausnahme geſetzliches
Vorgehen gegen un s in Ausſicht ſtellen er tat das in dem
Ausſchuß zur Vorbereitung der Antwort auf die Papſtnote
ohne daß die Vertreter irgendeiner Partei, auch die der So
zialdemokraten nicht, dagegen Einſpruch erhoben! (Hört, hört!
b. d. U. Soz.) Das hat die Kreuzzeitung ausdrücklich feſtgeſtellt
Das ſpricht Bände. (Sehr wahr b. d. U. Soz.) Die Parteien
predigen jetzt wieder den Burgfrieden. Der Burgfrieden iſt aber
nichts weiter als Polizeiwillkür und Militärdiktatur. Die Ar
beiter wollen Freiheit und Frieden. Die Diplo
matie wird uns keinen demokratiſchen Frieden bringen. Es
gibt nur einen Weg der Rettung, und den hat uns die gegen
wärtige ruſſiſche Regierung gewieſen Den interngatio-
nalen Klaſſenkampf! (Lebh. Beifall b. d. U. Soz.)

Abg. Scheidemann (Soz.)
Gegenüber dem Abg. Haaſe ſtelle ich feſt, daß die Kreuzztg.

jedenfalls aus Verſehen etwas Falſches berichtet hat. Es wurde
von Fluaſchriften geſprochen die man gar nicht den U. Soz.
an die Rockſchöße gehänat hat, und es wurde geſagt, daß dieſe
nicht ins Heer und die Marine gelangen dürften. Dem wider
ſprachen wir nicht, und betrachten das als ganz ſelbſtverſtänd-
lich. Jn der bulgariſchen Frage hat mein Kollege Müller nur
darauf hingewieſen, daß Wendel ſeinen perſönlichen Stand-
punkt vertreten hat. Haaſe wollte ſicherlich dem Frieden dienen,
aber er hat den Alldentſchen in Frankreich und England ein
ganzes Arſenal neuer Waffen geliefert. (Lebh. Zuſt.) Der
Reichskanzler hat ſich im Sinne der Papſtnote für
das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker ausgeſprochen. Fürden Kollegen Haaſe iſt das nichts, er ſagt, wer weiß, wie das
gemeint iſt. Wenn ich ſelber ehrliche Politik treibe, muß ich
auch andern die Ehrlichkeit in dieſer Politik zugeſtehen. (Lebh
Beifall und Hanteklatſchen.)

Abg. Haaſe (N. Soz.)
Was die Wirkung auf das Ausland anlangt, ſo hat bisher

die Erfahrung gezeigt, daß Jhre (zu den Soz.) Partei dem
Auslande Waffen in die Hand gibt. Widerſpruch b. d. Soz.)

Die Kriegskredite werden in erſter und zweiter Leſung gegen
die Stimmen der U. Soz angenommen.

Hierauf vertagt ſich das Haus auf Sonnabend 12 Uhr. Dritte
der Kriegskredite, Novelle zur Kohlenſteuer.) Schluß:

714 r.
Der Reichstag ſoll Sonnabend ſchon wieder Schicht

machen!
Berlin, 29. November. Der Aelteſtenausſchuß des Reichs

tages trat heute vor der Vollverſammlung zu einer Beſprechung
der Geſchäftslage zuſammen. Es kam zu keiner endgültigen
Beſchlußfaſſung darüber, ob die Beratungen am Sonnabend bis
Mitte Januar vertagt werden ſollen, da die Unabhängigen So-
zialdemokraten Einſpruch dagegen erhoben. Darüber wird in
einer weiteren Sitzung Sonnabend vormittag entſchieden wer
den. Freitag fällt die Vollver ſammlung aus, um dem Haupt-
ausſchuß Gelegenheit zu ſeinen Beratungen zu geben. Dabei
werden vorausſichtlich die Vorgänge im Oſten, die Erhöhung
der Soldatenlöhnung und renten, Lieferungsfragen und Ver
hältniſſe der Kriegsgeſellſchaften zur Erörterung kommen.

Jn der fortgeſetzten Ernährungsdebatte im Preußiſchen Ab
geordnetenhauſe ſprachen am Donnerstag einige bürgerliche
Redner in längeren Ausführungen, die ſich auf Einzelheiten be
zogen. Ein Sozialdemokrat kam noch nicht zu Wort. Das wird
erſt heute, Freitag, geſchehen.

Miniſterialdirektor Giesberts. Wie die Germania erfährt,
wird der Zentrumsabgeordnete und Führer der chriſtlichen Ge
werkſchaften Giesberts als Miniſterialdirektor in das Reichs
wirtſchaftsamt berufen werden.

Gerechtigkeit.
Wir geben den Tatbeſtand: Eine Familie im Bezirk Oppeln.

Der Mann ſeit 2 Jahren eingezogen, der älteſte Sohn ſeit
zwei Jahren, ſie erhalten je 53 Pf. Löhnung. Die Frau mit
drei kleinen Kindern auf 50 Mk. monatliche Unterſtützung an
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Kriegerfrauen wird ausgezahlt am Sonnab

Sie ot verleiten, aus dem g Ww
en zu entwenden, deſſen Wert auf 87 Pfennig feſtge

wird, wir t angeklagat, verurteilt und erhält vom Amts
gericht Kupp (Regierungsbezirk Oppeln) folgende Koſtenrech-
nung zugeſandt:

Gebühr für das Verfahren 11,50

Werterſaß 87Geldſtrafe e 85, D
47,87

Der Mann fragt uns aus dem Felde, wie er oder ſeine Frau
das Geld von Löhnung und Unterſtützung bezahlen ſollen. Wir
wiſſen es nicht. Aber es fällt uns auf, daß man hier die Strafe
auf das 40fache des Betrages anſetzt, den die ſtrafbare
Handlung der Täterin Nutzen verſchafft hat. Wir erinnern
uns zahlreicher Fälle von Kriegswucher, in dem die Geld-

guy

ſtellt

W

ſtrafe kleiner ausfiel als der wucheriſche Gewinn, den der
Angeklagte aus dem ſtrafbaren Geſchäft gezogen hatte. (V.)

Aus der Provinz.
Die Landesverſicherungsanſtalt Sachſen Anhalt

hat ſoeben ihren Geſchäftsbericht für 1916 veröffent-
licht. Wir entnehmen ihm: An Altersrenten war 1918
ein Zuwachs von 3028 Fällen mit 646 150 Mk. oder 62,9 und
71,5 Prozent des am Jahresſchluſſe 1915 verbliebenen Be-
ſtandes von 5760 Rentenfällen mit 903 361 Mk. zu verzeichnen.
Dagegen haben ſich bei der Jnvalidenrente die Fälle um
0,6 Prozent verringert. während der Jahresbetrag um 18 025
Mark oder 0,2 Prozent über dem Betrage von 8 501 066 Mark
am Jahresſchluſſe 2915 ſtand Ein bedeutendes An-
ſchwellen zeigen aber die Krankenrenten; ſie
ſtiegen auf 1262 Fälle oder 149,8 Prozent mit 254 569 Mf. oder
um 153,8 Prozent gegen 1915. Bewilligt wurden bis zum
Schluſſe des Jahres 1916 im ganzen 41 297 Altersrenten mit
rund 6 Millionen Mark, etwa 127 400 Jnvalidenrenten mit
20,1 Millionen Mark und annähernd 10 000 Krankenrenten
mit 1,8 Millionen Mark. Jn Abgang kamen durch Tod,
Wiederentziehung uſw. 17,5 Millionen Mark von den im
ganzen bewilligten. 50 Millionen Mark, und 10,5 Millionen
Mark für 62 796 Fälle aller drei Verſicherungen blieben be-
ſtehen. Beim Anteil der Renten hielten ſich die Gruppen
Land und Forſtwirtſchaft und Jnduſtrie mit Vergbau und
Bauweſen mit je rund 40 Prozent die Wage. An Hinter
bliebenenrenten beſtanden 13 740 Fälle mit 1,1 Millio-
nen Mark. Zur Auszahlung gelangten 157 684 Mk. Witwen-
gelder und 805 Pek. Waiſenhausſteuern.

Jm Berichtsjahre wurden für 2022 abgeſchloſſene 5 eil ver
fahren 705 513 Mk. oder rund 140 000 Mk. mehr als 1915
ausgegeben, für vorbeugende Krankenfürſorge wurden rund
78 160 Mk. aufgewandt und für Kriegsfürſorgemaßnahmen zu-
ſammen 685 800 Mk. gewährt An Quittungskarten wurden
196 904 ausgeſtellt; umgetauſcht wurden 672 190, ſeit 1891
18 808 200, von denen rund 143 Millionen auf die Verſiche-
rungsanſtalt entfielen.Aus der Vermögensüberſicht ſeien nachſtebende Zahlen
hervorgehoben An Deiträgen ſind 10 Millionen Mk. einge
gangen, oder über 1 Million Mk. mehr als vor 5 Jahren und
doppelt ſo viel als Anfang der 99er Jahre. Das Vermögen
der Anſtalt ſtellte ſich auf rund -152 Millionen Mk. An Dar-
lehen ſind 1916 533 600 Mk. und von 1894 bis Ende 1916 zu-
ſammen 14,3 Millionen gezahlt worden. Davon entfallen auf
Baugenoſſenſchaften und Bauvereine 9,8, Arbeitgeber 0,8, Ver-
ſicherte 2,66 und Komunalverbände 1,1 Millionen Mark.

Alle dieſe Zahlen zeigen, welch gewaltige Summen für die
gre Fürſorge jährlich aufgebracht werden müſſen, aber auch,
aß noch viel zu tun übrig bleibt.

Merſeburg. Die Auszahlung der Kriegsunter-
ſt ützungen erfolgt in nachſtehender Reihenfolge: Sonn
abend, den 1. Dezember 1917: Liſtennummer 1301 bis 1800
vormittags 8 bis 9 Uhr, 1801 bis 2000 9 bis 10 Uhr, 2001 bis 2200
Wie 11 Uhr, 2201 vis zum Schluß von 11 bis 12 Uhr vor
mittags.

Ein Diebesneſt wurde von der Polizei in der Woh-
nung des Arbeiters Wiezoreck in der Kleinen Sixiſtraße 14
ausfindig gemacht. Gefunden wurden größere Mengen Lebens-
mittel, und zwar Rot- und Weißwein, Konſerven, Fett, Butter,
Oelſardinen, wertvolle Fenſtervorhänge uſw. Sämtliche Sachen
rühren von Diebſtählen her, die in letzter Zeit hier verübt wor-
den ſind.

Schkeudi. Die Familien- Unterſtützung für
en d, dem

1. Dezember, vormittags, und zwar: von 8 bis 9 Uhr an Nr. 1
bis 250, 9 bis 10 Uhr an Nr. 251 bis 500, 10 bis 11 Uhr an
Nr. 501 bis 750, von 11 bis 12 Uhr an Nr. 751 bis 1000.

z u
dem 1. Dezember 1917, für Rr. 1 bis 75 vorm. 8 bis 9 Uhr,
76 bis 150 vorm. 40 bis 9 Uhr, 151 bis 225 vorm. 9 bis 10 Uhr
226 bis 300 vorm. 10 bis i0 Ühr, 301 bis 375 vorm. 10 bis
2 11 Uhr, 376 bis 450 vorm. 11 bis 11 Uhr, 451 bis 525 vorm.
11 bis 412 Uhr, 526 bis 600 vorm. 12 bis 12 Uhr, 601 bis 675
vorm. 12 bis 441 Uhr, 676 bis 750 vorm. 1 bis 1 Uhr; Mon-
tag, dem 3. Dezember 1917, für Nr. 751 bis 825 vorm 8 bis
249 Uhr, 826 bis 900 vorm. 9 bis 9 Uhr, 901 bis 975 vorm.
9 bis 1410 Uhr, 976 bis 1050 vorm. 10 bis 10 Uhr, 1051 bis
1125 vorm. 10 bis 411 Hhr, 1126 bis 1200 vorm. 11 bis
11 Uhr, 1201 bis 1275 vorm. 11 bis 12 Uhr, 1276 bis 1850 vor
mittags 12 bis 12 Uhr, 1351 bis 1425 vorm. 12 bis 1 Uhr,
1426 bis 1500 vorm. 21 bis 1 Uhr; Dienstag, dem 4. De
zember 1917, für Nr. 1501 bis 1575 vorm. 8 bis 149 Uhr, 1576 bis
1650 vorm. 9 bis 9 Uhr, 1651 bis 1725 vorm. 9 bis 10 Uhr,
1726 bis 1800 vorm. 10 bis 10 Uhr, 1801 bis 1875 vorm. 10 bis
11 Uhr, 1876 bis 1950 vorm. 11 bis 11 Uhr, 1951 bis 2025
vorm. 11 bis 1412 Uhr, 2026 bis 2100 vorm. 412 bis 12 Uhr,
2101 bis 2175 vorm. 12 bis 141 Ubr, 2176 bis 2250 vorm. 1
bis 1 Uhr, 2251 bis 2325 nachm. 3 bis 244 Uhr, 2326 bis Schluß
nachm. 44 bis 5 Uhr.

Weißenfels. Ungetreue Poſtaushelferin. Die
Witwe Anna Zimmermann aus lichteritz, die bei ihren Dienſt-
gängen als Poſtaushelferin verſchiedentlich Poſtpakete ver-
ſchwinden ließ und es namentlich auf Feldpoſtpäckchen abge
ſehen hotte, die man ihr zur Auflieferung mitgab, wurde vom
hieſigen Schoffengericht zu drei Monaten Gefängnis verurteilt.

Delitzſch An Petroleum wird für den Monat Dezember
gegen Karte verausgabt: Heim arbeiter für 1. bis 10. De
zember 125 Liter, für 11. bis 20. Dezember 114 Liter, für 21.

Die Enezahlung der Familienu a an Sonnabend,
a d

c

A.

bis 31. Dezember 2 Liter; Haushaltungen ohne Gas und
elektr. Licht für 1. bis 10. Dezember 1 Liter, für 11. bis
20. Deember 1 Liter, für 21. bis 31. Dezember 1 Liter; die
übrigen Haushaltungen für den ganzen Monat Liter.

Alsleben. Die Lebensmittelverteilung ſcheinthier auf recht eigenartige Weiſe vor ſich zu gehen. In einer
großen Bürger -Verſommlung wies eine Anzahl Redner dem
ſtädtiſchen Wirtſchaftsamt große Verſtöße bei der
Verteilung von Lebensmitteln an Händler und Konſumenten
und in bezug auf die geforderten Preiſe nach. Die Urſache liegt
nach Anſicht der Verſammlung darin, daß die Leiter des Wirt-
ſchaftsamts zugleich Händler ſind, wodurch eine Intereſſen
kolliſion unvermeidlich iſt. Die Verſammlung beſchloß, in einer
an den Landrat zu richtenden Eingabe um ſchleunige Ab-
hilfe zu bitten, zugleich mit dem Antrage, an die Spitze des

ren eine völlig unintereſſierte Perſönlichkeit zu
ellen.
Wittenberg. Die Gartenſtadt-Genoſſenſchaft,

die zunächſt in Pieſteritz etwa 75 Einfamilienhäuschen bauen
wollte, durch das allgemeine Bauverbot aber vorläufig daran
gehindert wurde, veröffentlicht ihren erſten Jahresabſchluß. Die
Genoſſenſchaft hat den Beſchluß gefaßt, um die Zinſen zu er-
ſparen, das Pieſteritzer Grundſtück im ganzen oder parzellen
weiſe zu verkaufen, um dann ſpäter, wenn das Bauen wieder
möglich iſt, die Häuschen auf Wittenberger Gebiet zu errichten.

w.

e

l

Wegen llnterſchlagung und Diebſtahl wurde
von der Polizei der zuletzt in der Neuſtraße wohnhafte, recht er
heblich vorbeſtrafte Jnſtallateur Paul Berger aus Magdeburg
feſtgenommen und dem Gerichtsgefängnis zugeführt. Berger,
welcher bei einer hieſigen Firma beſchäftigt wurde und das
Vertrauen ſeines Chefs im vollſten Maße beſaß, hat von deſſen
Beſtänden eine große Menge der verſchiedenſten Materialien
unterſchlagen und geſtohlen, und von den geſtohlenen Gegen-
ſtänden Arbeiten für eigene Rechnung geliefert. Außerdem
e F noch in dem Verdacht, auch die Hausbewohner beſtohlen
zu haben.

2

Herzberg. Jm Zeichen der Lichtnot. Um den Mangel
an Beleuchtungsmaterial bei einem nicht geringen Teile der
Einwohnerſchaft abzuhelfen, ſind in der Volksſchule zwei
Klaſſen bereitgeſtellt worden, in welchen die Schüler abends von
5 bis 7 Uhr unter Aufſicht eines Lehrers ihre Schularbeiten
verrichten können. Um auch für die weibliche Bevölkerung Ge-
legenheit zu einem gemütlichen Aufenthalt für den Abend zu
geben, wobei ſie ihre Näh- und andere geeignete Arbeit beſorgen
können, ſind im Hotel zur Weintraukbe einige anut erwärmte und
beleuchtete Zimmer zum unentgeltlichen Aufenthalt eingerichtet g
worden.

Kloſtermansfeld. Eiſenb a hnunglück. Eine Lokomo-
tive von der Drehſcheibe fuhr einem Militärtransportzug in die
Flanke. Die Zuglokomotive, der Packwagen und zwei beſetzte
Perſonenwagen entaleiſten. Verletzt wurden mehrere
Soldaten, ein Soldat iſt im Lazarett in Kloſtermansfeld
geſtorben.
geſperrt.

Verantwortlich für Politik, Darteinachrichten, Sewerkſchafeliches uno Allerlaul Hennig; Feuilleton, Halle und Saalkreis und Aus der Provinz Karl vo
nzeigen Wilbelm Herzig; Verlag: Volksblatt G. m. b. H.

Genoſſenſchaftsbuchdruckerei e. G. m. b. ſämtlich in Halle. Druck: Halleſche
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Weltats- Theafer

von J

Diroktor u. Bositaer: Panl Riitageon.
Heoute, Freoitag, Apsohiods-Vor z. letzten Mal

h Beron bern VWarioioe- Programm.
10 Attraktionen.

BeBerühmte Meisterwerke der Plastik aller Zeitalter lebend, äzr-

gestellt von den Originalmodellen der Profeseoren B.
Exzellenz v. Stuek, Lederer, Rodin und Stephan Sinding.

Nach neuer Künetlerischer Methode unter pervönlicher Leitung

Die Seneation von Berlin, Hamb
allen Hau10 deutsch- polnische Fanzsterne 10

in ihren grossen Original Tanzbildern Polens Befreiung
R. u. F. Wondior.

Die luestigen Gymnastiker am
Schleuder-Reck-Barren.

2 Burghalr.
G. u. P. Thomsen-

Kom. Gesangs- u. Tanz Duett.

Der berühmte Sohmnb-
reiter

Bensationello Evolutionen

Giadiatoren Svuafſ ter

J Georgis J.
Die mwusikalisch. Spassmacher.

Der briliante huamoristisohe
Universal Küänstler.

Carl Reinsmit seinem Goldkfuchse Fari n

Vinlass 7 Uhr. Aunſang s Vhnr. Gewöhualieche Preise.
ragesKkasse v. 10- I u. 4-6 V. Sonntags ununterbr.

Die lustige Wwe.

vweltsta t

en Buädsapert und

Viola u. Ruttt.
am hoben Bambus.

le in meister-
wilendung.

Krnst

Winter Uebecziehet und Ulſter

Hanptzweig des Geſchäfts
in wunderbar ſczönen n den und noch guten Stoffen

n Hunderten am Lager.zen 65 78 u. 100 Mark.u rünen, grauen, braunen,

un gen Modefarben, in glatten,
ohne Quetſchfalten oder folgen

Ferner ein Poſten ſchwere, ſtark gefütterte [2914
Wintermäntel,

mit und ohne Pelerinen, beſter Schutz gegen Kälte,
paffend für Reiſe und Nachtdienſt,
De zu wohlfeilen Preiſen. I

Verkauf nur gegen Bezugſchein.

Renner,
nur 14 Marktplatz 14.

r blauen undockenformen, mit oderodefaſſons.

H. Quandt, Roßſchlächterei,
Sonnabend Nr. 1201--1500.

Sämtliche Parteischriften ver Gek.

Tärkisehe AusstattungseAh I. e T.Gastspiel Mänchener Küänstler

Heute, um letaten Malo, abends 8 Uhr:

Am goldenen Horn.

Die Königin der
W in 9 Akten von Reimenn und Dr. Seohwarrz.

sikaligehe Leitung: Dr. Paul de Nevé.

in 8 Akten von Beyler Bey.
täglich abends s Uhr

er eaft.

Custao Uhlie,
untere Leipzigerstr.

dlllige, gute Berugrquelle
in vorteilbaften

Musik-Instrumenten
für unsere Krieger im Felde

und Verwundeten in der Heimat.
Dauerhafte, rely abgestimmte

Mund- Harmonikas,
Mandolinen, Gitarren,

Wiener Zieh Harmonikas.

Jeden Sonntag naehmittag 4 UhrJ Familien Vorstellung.
Kleine Prelse: 55, 1.05. 1.55, 1.80, Kinder 35. 80, 35. 1.00.

NMorgen, Sonnabend r Dezember 1917, l

abenàs 8 Uhr

der Leoni-Sänger.
2912

T unter u
Burgstr.

27.

T

Poststr. 5.

e

„Dum Schulthefss“
Vom Sonnabend, dem I. Dezember 17, ab fäglich

Künstler- Konzert
in qut durchwärmien Röumen, bei freiem Einftritt.

Beginn wochentags 7 Uhr abends Sonntags 4 Uhr nachmiifags.

Gute Küche.
Helle und dunkle Schultheiss-Biere.

JRgoergaase 1. 2851

8 junge,

Ergebenset ladet ein

Konzerthaus werpoiimger- 8

ERoke Gr. Vlriohstr.
Neue Kapelle:

Original Wiener Damen Streich Orchester

2 sehneidige Damen. „Haustein“. h
Frau Elsa Beth.

Alter Markt 4.

C Ergebenst ladet ein

im Altenhburr
Heute, Gr. Ahschieds-Konzert!!!

e Blias Orohestors Alt- L ei
Morgen, I. Dozembeor: Nouo h

er Hof
ngang Kutsohgasse.

s
2910Rampe

franz zent
r torngstr. re 3423.

Kroh- und Filzhut Fabrik
ulisehen Pressen,DampfbetriobVelour Feldel, Filz- u. Samthüte.

igen- Frau v Fabrikpreisen.
mardeſen alter an ne nach neuesten formen

und fachmännigehon. und Annahmestellen: es
Geiststrasse 15, Adler-Apotheke, Ludwig Wucherer-
strasse 86, neben dem Garten der Aktien Brauerei

Neue Oelt-Kulender 1918
Zu beziehen durch Die Halle. Harz 22/44.

Arhbeiter!

Poststr.

s

m sriſur 1 Mark
2922 von

Huuben-Rehe
Stück 1.25 Mark.

Zöpfe
größte Auswabl, billige Preiſe.

Ankauf von aus
gekämmtem Damenhaar.

Zopf-Siehbert,nnr Zo pzigerſtr. 33 und v.

2632

K. Weinrich,
Roßſchlächterei,

Böllbergerweg 30, Teleph. 1876,
zahlt für

Schlachtpferde
die o höchſten Preiſe.

S 8fadtha d. WHautf- u. Haarpfiege-Räunme
(Torbogen rechts). *1615

Gesiehts-, Kräuter-, Dampfbäder
a. „Fara“ Hassagen.Einri bewährte Auffrischung er-

sohlaffter, welk., faltiger, apröderund roßporiger Haut. Befreiung
von Mitesessern, Gries, Sommer-sprossen, Leberfiecken Warszen,

esichte-, Nasenröte stsoh.)
Damenbart. schmerz- u. narbenl.

1 ender Nummern ch
hr Nr. 3001--31d 3201--3300.

Amtliche Bekanntmachungen.

Freibank Verkauf.

Zum Freibank-Berkauf am 1. r J die JnhaberUm 8 Uhr Nr. 2901--3000, um
um 10 Uhr Nr. 3101--8200, um i Uhr

Halle, den 29. November 1917. Der Magiſtrat.

24. November wird der

nd verwendet werden.

teilweiſer Abänderung der Verordnung des Magiſtrats vom
Verkauf von Kartoffeln gegen den Ab-

ſchnitt G der Kartoffelkarte noch bis einſchließlich Montag den 3. Dez.
Der Abſchnitt G verliert mit dieſem Tage Gültigkeit

darf daher vom 4. Dezember an beim Einkauf von Kartoffeln

Die Händler haben die von ihnen beim Verkauf von Kartoffeln
abgetrennten Abſchnitte G dem Stadternährungsamt am Dienstag
den 4. Dezember gebündelt einzureichen.

Halle, den 30. November 1917. Der Magiſtrat.

15 Pfg.

Verkauf von Rays Spingt.
Der Verkauf von RapsSpinat wird am Sonnabend den 1. Dez.

vormittags von 8 1 Uhr in der Talamtſchule zum Preiſe vonür das Pfund fortgeſetzt.

Halle, den 30. November 1917. Der Magiſtrat.

Woche ſeine Gültigkeit verliert.
Halle, den 30. November 1917.

Jn Ergänzung unſerer Bekanntmachung vom 28. Novbr. weiſen
wir darauf hin, daß der zur Entnahme ven berechtigende

Ruf 115 des Warenbezugſcheines Nr. 11 mit Ende dieſer

Der Magiſtrat.

pflanzt werden.

den 30. November 1917.

Von verſchiedenen Anbauern wird Kohlſamen und dann
en. Jn Anbetracht der außerordentlichen

ut iſt es unbedingt notwendig, darauf hinzuweiſen, daß dieſesahren, das in Friedenszeiten bei Ueberfluß von Samen gebrauch-
lich war, heute unter keinen Umſtänden Anwendung finden darf.
Die für die Gemüſeanzucht erforderlichen Pflanzen müſſen bei ſpar
ſamſter Samenverwendung im Beet herange

Knappheit an et

zogen und dann ver-

Der Magiſtrat.

Geschäfte, die nicht in eurer Zeitung inserieren, verzichten auf Arbeiterkundschaft! clie inserenten

Berücksichtigt daher bei euren Einkäufen nur des

Ansichts-Postkarten
empfiehlt Die m 22

Arbeite mar t
ErfahreneFläche

Eiſenhobler und

Muſchin échloſſer
ſtellen einh Gellen,

aſchinenfabrikRaffinerieſtraße 43.

Tehrling
ſtellt kommende Oſtern ein

Conrad Müller, u
druckerei, Sohkeuditz. *1513

studi Thenter Hülle

Direktion: Leopold Snehse.
Sonnabend den 1. Dezbr. 1917,

nachmittags 3 Uhr:
Schiller Vorſtellung
zu kleinen Preiſen:

Haria Stuart.
Trauerſpiel in 5 Aufzügen

von Friedrich von Schiller.
Abends 7 Uhr:

La Serva Padrona
(Die Magd als Herrin.)

Komiſche Oper in zwei Aufzügen
von Pergoleſi,bearbeitet von Hermann Abert.

Hierauf:
Der Zzerhrochene

Luſtſpiel in einem Aufzu
von Heinrich von Kleiſt

Sonntag den 2. Dezember 1917,

nachmittags:
Der Reittelstudent.

2909 Abends
Die verkaufte Braut

Welhnachtsbäume.

Treffe nächſte Woche mit mehreren
Ladung. a. Güterbahnhof Ammen

dorf und Halle a. d. S. ein.
Franz Greie, Simerhett

Telephon 24 *1512
o Lohnbuch für öteuerzwecke,

zum Gebrauch für

a preußiſche
Steuerzahler.

Preis 30 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung,

e a. d. S. Karz 42/44.

Mehrere tüchtige ähiſet

auf dringende Heeresarbeiten geſucht. 2 911

Bertram, Maſchinenfabrik Halle- Diemitz.

Ruckſäcke,
noch in guten Stoffen,

Mullttuſchen,
noch i. in Wer d
Pellbeutel,

e ft und gehäkein allen Pretei en.
ar löschke, ar

Kaufe
und zahle höchſte Preiſe für

ausgekämmtes Haar.
Zoptf- Siebert,nur geh ae 33 u. 79, I.

Netallarbeiter -Verhans.

TodesAnzeige.
Den Mitgliedern zur Nach

richt, daß unſer Mitglied, v
Schleiferöskar Becker

nach langem Leiden m
ben iſt.

Ehre feinem Andenken.

eremberAuf dem Elrſeteote ſan
Um rege Beteiligung erſucht

Die Ortsverwaltung.
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Der ParteikampfinRussſana.

Am 7. November haben die Petersburger Bolſchewi idewiki, wStunden vor dem Zuſammentritt des Aürnſſiſchen Kongre ſes

der Arbeiter und Soldatenräte, der über die Frage der Um-
geſtaltung der Regierungsgewalt beraten ſollte, durch einen
militäriſchen Handſtreich die Regierung Kerenſki Krkürzt. das
Vorparlament aufgelöſt und ſich in den Beſitz der Regi 8gewalt in der Hauptſtadt geſetzt. Was ſich de darauffoigen-

den Wochen in Rußland abgeſpielt hat, iſt im einzelnen noch
völlig unkekannt, da genaue zuverläſſige Berichte fehlen. Vor
allen Dingen fehlt ein Üeberblig dariber, wie das Land die
Umwälzung in Petersburg aufgenommen hat und in welchem
re einzelnen Parteien, die die organiſierten Schich
ten der Bevölkerung vertreten, zueinander ſtehen. Die kurzen
Mitteilungen, die dariſber in die europäiſche Preſſe gelangten,
ne unklar und widerſpruchsvoll und bieten keine Gewähr der
Zuverläſſigkeit. Ein Ueberblick über die Lage in Rußland, der
dieſe wichtigen Fragen beantwortet, kann deshalb nur mit Vor
behalt gegeben werden unſere Darſtellung ſtützt ſich vor allen
Dingen auf die Berichte der ruſſiſchen Parteipreſſe bis zum
erſten Tage der Umwälzung, aus denen die gegenſeitigen Be
ziehungen und die Stellung der verſchiedenen Parteien zum
bolſchewiſtiſchen Staatsſtreich immerhin ziemlich deutlich her
vorgehen.

In erſter Linie iſt zu beobachten, daß ſämtliche ſozialiſtiſche
Parteien und Fraktionen, ſowie alle Parteien und Organiſa-
tionen des Vauerntums und des ſtädtiſchen Kleinbürgertunms
ſich mit aller Entſchiedenheit gegen die geplante Erhebung der
Bolſchewiki wandten und den Uebergang der Gewalt an die
Sowjets, unmittelbar vor dem Zuſammentritt der Kon-
ſtituante, als ein gefährliches Abenteuer ablehnten. Die
Motive der Ablehnung waren freilich verſchieden. Während
ein Teil der revolutionär- demokratiſchen Partei, (der rechte
Flügel der Menſchewiki und der ſozialrevolutionären Partei,
der Bauernſtand, die Genoſſenſchaften und ein großer Teil der
Stadt und Landſchaftsvertreter) die Parole „Alle Macht an
die Arbeiter- und Soldatenräte“ grundſätzlich ablehnte
und an der Koalition mit den bürgerlichen Parteien feſthielt,
proteſtierte ein anderer Teil, der ſich vornehmlich um die inter-
nationalen Menſchewiki und den linken Flügel der ſozial-
revolutionären Partei gruvppierte, gegen die Verwirklichung der
genannten Parole aus rein taktiſchen Gründen. Auch
dieſer Teil der revolutionär- demokratiſchen Parteien bekämpfte

ebenſo wie die Volſchewiki die Koalition mit dem Bürger-
tum und verlangte an Stelle der Regierung Kerenſki, die in
ihrer letzten Zuſammenſetzung einen Hohn auf die Wünſche der
Demokratie darſtellte, eine einheitlich demokratiſche
Regierung. Dieſe Parteien leugneten nicht wie Genoſſe
Martow bei Beginn der bolſchewiſtiſchen Erhebung im Zentral-
ausſchuß der Arbeiter-, Bauern und Soldatenräte erklärte
das Recht des Proletariats ſich zu erheben. Sie lehnten aber,
angeſichts der ungünſtigen Kräfteverhältniſſe die taktiſchen
Methoden der BVolſchewiki ab, die ſie als verhängnisvoll für
das weitere Schickſal der Revolution betrachteten. Angeſichts
der unmittelbar bevorſtehenden Wahl und Einberufung der
Konſtituante, die durch eine Erhebung des Proletariats und
den dadurch heraufbeſchworenen Bürgerkrieg gefährdet ſein
würde, bekämpften dieſe Parteien den Plan der Volſchewiki,
dem ſie die Forderung entgegenſtellten, einen ſtarken Druck
auf die Regierung auszuüben, um ſofortige energiſche Maß-
nahmen in der Friedensfrage und in der Frage der inneren
Reformen herbeizuführen. Noch am Vorabend der bolſche-
wiſtiſchen Erhebung ſetzten die internationalen Menſchewiki im
Vorparlament die Annahme einer ſolchen Reſolution durch,
die zugleich auch ein Mißtrauensvotum für die Regierung
Kerenſki bedeutete.

Die Erhebung vom 7. November machte allen Verſuchen ein
Ende, die politiſche Kriſe im oben ausgeführten Sinne zulöſen. Der am Abend des 7. November zuſammengetretene

Allruſſiſche Kongreß der A.- und S.-Räte hatte nicht etwa, wie
die Bolſchewiki fortgeſetzt verkündet hatten, über die Frage des
Ueberganges der Gewalt an die A.- und SRäte zu entſchei-
den, er war vielmehr vor eine vollendete Tatſache
geſtellt. Dieſem Umſtand iſt es vor allem zuzuſchreiben, daß
ſowohl die Menſchewiki wie die Sozialrevolutionäre und die
Vertreter der Frontkomitees jede Verantwortung für die Er-
hebung ablehnten und den Kongreß unter Proteſt verließen.
Eine ebenſolche Haltung nahmen die Zentralausſchüſſe der
Arbeiter-, Bauern und Soldatenräte ein, auf deren Anregung
jener Wohlfahrtsausſchuß gebildet wurde. über den
in den telegraphiſchen Berichten ſo oft die Rede iſt.

Die Lage war demnach am erſten Tage der bolſchewiſtiſchen
Erhebung die, daß die Bolſchewiki unter den revolutionär-
demokratiſchen Parteien vollkommen iſoliert daſtanden. Für
die Der fung der zentralen Regierungsgewalt bildete
dieſer Umſtand zunächſt kein Hindernis, da die Arbeiterſchaft
und die Garniſon der Hauptſtadt in ihrer Mehrheit mit den

20) Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurz,.

Dieſe Aufnahme ſeiner künſtleriſchen Produktion machte ihn
wieder ein wenig nüchtern. „Aber das ſchönſte hab' ich noch
gar nicht erzählt!“ rief er, um den ihm allmählich klar werden
den Eindruck des Poſſenſpiels, das er ſoeben aufgeführt hatte,
zu verwiſchen. „Ein Hexenprozeß iſt heut' noch zu guter Letzt
verhandelt worden

„Ein Hexenprozeß Was? Wird wieder einmal eine Hex
verbrennt?

„Nein, dazu bietet die Obrigkeit nimmermehr die Hand. Aber
doch iſt's ein Hexenprozeß geweſen, und das ein ſaftiger. Jch
hab' ſchon gemeint, die Sitzung geh' zu End', die Herren haben
nur noch ein wenig von wegen der Kirche und Schule diskuriert

der Wetterhahn iſt lahm worden, und die Schulmeiſterin
will eine Küche und mag ſich nicht mehr mit dem ſchlechten
Verſchlag zum Kochen behelfen da kommt auf einmal der
Franzos den Gang herangeſtiegen, wie ein welſcher Hahn, und
den Hut hat er ganz ſchief aufgehabt, ſo daß ich gleich gedacht
hab', da ſei bös Wetter im Anzug.

„Wer iſt der Franzos?“ fragte der Müllerknecht.
„Man heißt ihn ſo, weil er ein Jahr im Elſaß das Sattler

handwerk gelernt hat und davon ein wenig welſcht. Er hat
eine Hammelayin zum Weib. JFch hab' ihn gleich müſſen bei
Konvent anmelden, und weil ich neugie ig geweſen bin, hab
ich die Tür ein wenig offen gelaſſen. Da hat er ſchrecklich ge
tan und immer mit den Händen dazu gefochten und hat den
Schmiedhannes verklagt, daß er heut' in Gegenwart des ganzen
löblichen Magiſtrats, juſt vor der Konbentsſitzung, in einem
Streit wegen eines Gartenzaunes die Hammelayiſchen ins
geſamt Hexen geſcholten habe. Das ſei ein Schimpf und
cine Schande für ihn und ſeine Gefreunditen, und er klage im
Namen der ganzen Hammelahiſchen Familie, man möchte den
Schmied zur gebührenden Strafe ziehen und ihm eine chriſtliche
Abbitte auferkegen. Jch hab' gleich den Schmiedhannes holen
müſſen, und der hat auch ohne weiteres bekannt. daß er dieſe
Rede vor geſeſſenem Gericht ausgeſtoßen hab' und es ſei wahr,
er bleibe dabei, denn die alte Hammelayin ſei ihm ſchon vor
fünf Jahren einmal in aller Früh' ohne Haub' im Hemd und
Rock begegnet, hab' auch eine ſchwarze Katz bei ſich gehabt, die
ſo groß als ein Kalb geweſen ſei. Der Herr Amtmann hat
ihm drauf die Sach ausreden wollen, er hab' vielleicht einen

44 434 ne3 4 e Lge zum
Bolſchewiki ſympathiſieren. Auch für die Abwehr der gegen

etersburg unternommenen militäriſchen Vorſtöße

tariat und Kleinbürgertum mehr und mehr vertieft und durch
die Jſolierung des Proletariats die Vorbedingungen für die
Gegenrevolution ſchafft. So drängt alles immer mehr auf eine
Sammlung aller ſozialiſtiſchen und demo-kratiſchen Kräfte hin, um aus der ungeheuer ſchwierigen
inneren Lage herauszukommen und die Gefahr der Ausbreitung
des Bürgerkrieges zu, beſchwören. Darauf drängt vor allem
die Frontarmee hin, deren Ausſchüſſe die Jnitiative zurBildung einer neuen Regierung ergriffen haben. Jn derſelben

Nichtung wirkt der Eiſenbahnerverband und der
Petersburger Wohlfahrtsausſchuß. Große Teile der
Bolſchewiki-Partei verſchließen ſich dieſen Notwendigkeiten nicht,
ja es verlautet ſogar, daß fünf bolſchewiſtiſche Miniſter zurück
getreten ſeien, weil ſie bei ihrer Partei mit dieſer Forderung
nicht durchdrangen. Vorausſetzung für die Bildung eines
ſozialiſtiſchen Koalitionsminiſterinms iſt freilich nicht bloß der

gute Wille der in Frage fommenden Parteien, ſondern die
Möglichkeit einer mittleren Linie, auf der der zer-
ſpaltene Block der revolutionären Demokratie ſich zur gemein
ſamen Wirkſamkeit zuſammenſfinden könnte. Jnwieweit heute
ſchon die Bedinqungen hierzu gegeben ſind, entzieht ſich vor-
läufig der Beurtejlung.

Die Ententebotſchafter verlaſſen Rußland!
Kopenhagen, 29. November. Socialdemokraten meldet

iiber Stockholm aus Petersburg: Die ruſſiſche Regierung
beſchloß, neue Botſchafter in London, Paris und
Rom zu ernennen. Für dieſe Poſten ſind Anhänger der
Bolſchewikipartei auserſehen.
diplomaten proteſtieren gegen die Veröffentlichung der Geheim-
dokumente und beſchloſſen, nach Stockholm abzureiſen und ihre
Vertretung beſonderen Bevollmächtigten zu übertragen.

Nowoje Schiſn teilt mit, daß der Chef der Oſt ſeeflotte,
Admiral Wedeſetzki, ab geſetzt und durch Kadken
erſehht worden iſt.

Die Vermittlung durch die Neutralen.
Zürich, 29. November. Trotzki hat, wie aus Bern

berichtet wird, den Vertretern der ſechs neutralen europäiſchen
Staaten in Petersburg eine Note überreicht, durch die er die
Vorſchläge bekanntgibt, die den Bvutſchaftern der Entente in
Beziehung auf den Waffenſtillſtand und Frieden gemacht wur-
den. Trotzki wünſcht von den Neutralen die amtliche
Uebermittlung dieſer Vorſchläge an die Regierungen
der Mittelmächte. Der Schweizer Geſandte beſtätigte den
Empfang dieſer Note. Der Schweizer Bundesrat beſchloß
ſeinerſeits, bei der Petersburger Geſandtſchaft noch genaue
Erkundigungen einzuholen und im beſonderen die Mitteilung
der Vorſchläge zu verlangen, die den Botſchaftern der Ver
bündeten in Petersburg gemacht wurden. Demgegenüber be-
hielt ſich der Bundesrat ſeinen Entſcheid über das Begehren
Trotzkis vor, wobei bemerkt wird, daß die Schweiz in Rußland
keine fremden Jntereſſen vertritt und von Rußland nie um
Vertretung ſeiner Jntereſſen in kriegführenden Ländern ange-
gangen wurde.

Ueber die Haltung der Armeeführer.
Daily Telegraph meldet aus Petersburg vom 26. November:

Die Armee ſieht durchweg Lenins Friedensvorſchlag mit Vor-
behalt an. Nur ein Viertel war damit einverſtanden, mit den
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ſtarken Morgenſchnaps getrunken gehabt und die Katz' durch
eine große Brill' angeſehen. Er aber iſt dabei beharrt, daß er
keinen Rauſch gehabt habe, und wie ihm der Herr Amtmann
zugeſetzt hat, ſo iſt er zornig worden und hat ſich verſchworen,
der Teufel ſolle ihn zu Sägemehl verreißen, wenn er weiter
als für ſechs Kreuzer getrunken gehabt hab'. Auf das iſt der
Herr Pfarrer aufgefahren, und der Herr Amtmann hat ihm
gleich zwei Pfund Heller andiktiert, weil er ſich mit Fluchen
vermeſſen hab', abſonderlich in Gegenwart des Herrn Pfarrers.
Das hat ihn denn etwas mürber gemacht, und endlich hat er
ſich zureden laſſen, daß er den Hammelayiſchen ſolche Gott
loſigkeiten nicht beweiſen könne, ſondern aus Zorn und Unver-
ſtand gered't hab'. Er hat dann dem Franzoſen für die Ham
melayiſchen Abbitte tun müſſen und iſt als ein ſchlecht be-
mittelter Mann, den die zwei Pfund Heller ſchon ſauer an-
kommen, auf zweimal vierunzwanzig Stund' in Turn ge-
ſprochen worden, heißt das, erſt wenn das Quartier vom Küfer
frei wird.“

„So was muß man eben auch nicht auf ſeine Nebenmenſchen
bringen, wenn man's nicht beweiſen kann,“ bemerkte der
Müllerknecht, „das iſt doch das allerärgſt', was man einem
nachſagen kann.“

„Die Obrigkeit nimmt ja ſo etwas gar nicht mehr an,“ ſagte
einer der Bauern, die in der Geſellſchaft ſaßen, verdrießlich.
„Da können alle Greuel geſchehen, man fragt nichts danach,
und wenn einer das Maul drüber auftut, ſo wird er noch ge-
ſtraft. Die Herren glauben's nicht oder tun wenigſtens ſo,
und man ſagt, auch der Herzog hab's nicht gern. Wer weiß,
was dabei im Spiel iſt, daß man den Teufel ſo den freien Lauf
läßt. Vorzeiten iſt das anders geweſen.“

„Alſo wenn's nach Euch ging',“ ſagte Friedrich, „ſo müßt
man die alten Weiber wieder ſchwemmen und an der Leiter
aufziehen und verhrennen. Saubere Zeiten ſind das geweſen!
Wenn ich irgend etwas an der Obrigkeit lob', ſo iſt es das,
daß ſie ſolchem dummen Geſchwätz kein Gehör mehr gibt.“

„Was?“ ſchrien die in der Geſellſchaft anweſenden Bauern
zuſammen, „das ſoll dummes Geſchwätz ſein? Heißt's nicht
in der Bibel: „Die Zauberer und Greulichen ſollſt du mit
Feuer verbrennen?“ Und das ſoll ein dummes Geſchwätz ſein?
Soll's denn keinen Teufel mehr geben? Wer das nicht glanbt,
der glaubt auch nicht an die Ewigkeit und glanbt nicht, daß es
ſelige und verdammte Geiſter gibt.“
t W hah' wenigſtens noch keinen geſehen,“ bemerkte Friedrich
alt.

Sämtliche Entente
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Petersburg, 29. November. Reuter. Die Maximaliſten
berichten, daß ſie nach viertägigem Kampfe Taſchkeſt er
o berten. General Korowintſchenko wurde verhaftet. Trotzti
hat zwei Miniſtergehilfen und 30 Beamte des Miniſteriums des
Aeußern, die ſich weigerten, ſich den martimaliſtiſchen Kont
miſſaren zu unterwerfen, ohne Penſion entlaſſen. Der ſpaniſche
Geſchäftsträger ſchrieb Trotzki, daß er Trotzkis Note ſeiner
Regierung übermittelt habe. Der Geſchäftsträger habe hinzu
gefügt, er wolle alles tun, um zu einem Friedensſchluß, nach

dem die ganze Menſchheit ſo ſehr verlangt, beizutragen.
Die Drohung mit dem Staatsbankerott.

Amſterdam, 29. November. Aus einem Geſpräch
Lenins mit einem Abgeordneten des 49. Armeekorps geht
hervor, daß die ruſſiſche Regierung entſchloſſen iſt, finanzielle
Maßnahmen gegen die Entente zu treffen. Lenin erklärte:
Wenn die Allierten ſich unſeren Wünſchen nicht fügen, ſo haben
wir kräftige Mittel, ſie zum Gehorſam zu zwingen. Wir fön
nen den Staatsbankrott für Rußland erklären, wodurch alle
Anleihen der Entente und die weiteren Verpflichtnugen Ruß-
lands gegenüber den Alliierten wertlos werden.

Betriebsſtoffnot. Petersburg, 28. November. Jnfolge
der Schwierigkeiten in der Brennſtoffverſorgung beginnen die
Fabriken ſtillzuſtehen. Die Zahl der Arbeitsloſen nimmt von
Tag zu Tag zu. Die NewſkiWerke, die 7000 Arbeiter be-
ſchäftigen, wurden geſchloſſen. Man befürchtet, daß auch die
Putilow-Werke den Betrieb einſtellen werden.

7

Soziale Gleichheit. Petersburg, 28. November. Die
Regierung erläßt eine Verordnung, wonach ſänttliche Klaſſen-
unterſchiede, Würden und Titel aufgehoben werden. Die Lie-
genſchaften des Adels ſollen den Semſtwos, die Güter und Lie-
genſchaften der Kaufleute und Bürger den Gemeindebehörden
übergeben werden. Jn einem zweiten Dekret werden die Revo
lutionskomitees angewieſen, alle Spekulanten zu verhaften und
der Juſtiz zu überweiſen. Durch ein drittes Dekret wird eine
fünfzehngliedrige Kommiſſion unter dem Vorſitz von Lung-
tſcherſki ins Leben gerufen, die ſich mit dem Aus des öffent
lichen Unterrichts zu befaſſen haben wird.

9

Aus Englan
Die britiſchen Genoſſenſchaften für politiſche Aktion. Auf

ihrem letzten Londoner Kongreß von Oktober 1917 beſchloſſen
die britiſchen Genoſſenſchaften, ihre bisherige Taktik der poli
tiſchen Neutralität aufzugeben und bei den näch-
ſten Wahlen ſelbſtändige Kandidaten aufzuſtellen.
Es iſt wahrſcheinlich, daß die Genoſſenſchaften zu dieſem Zweck
ein Einverſtändnis mit der Arbeiterpartei abſchließen
werden. Dieſe Angelegenheit erregt in der engliſchen Preſſe
großes Aufſehen. Der New Statesman leitartikelt hierüber
unter der ſenſationellen Veberſchrift: Eine Revolution unter
den Genoſſenſchaftlern.

Verfenkungen. Berlin, 29. November. Weſtlich und ſüd-
weſtlich der Straße von Gibraltar haben unſere U-Boote
wieder 5 Dampfer und 2 Segler mit zuſammen rund 16 000
Bruttoregiſtertonnen verſenkt, darunter ein engliſches Einheits-
ſchaff, den bewaffneten italieniſchen Dampfer Lorenzo, 2496 T.,
den bewaffneten japaniſchen Dampfer Jkoma Maru, 2987 T.,
und den amerikaniſchen Dreimaſterſchoner Fannie Prescott,
404 T. Unter den verſenkten Ladungen befanden ſich 3000 T.
Kohle nach Jtalien und 1800 T. Eiſenerz. (Amtlich.)

Ams tägliche Brot.
Der Reichskanzler über fadenziehendes Brot.

Es handelt ſich bei dieſer Brotart nicht um ein mangelhaftes,
mehr oder minder ſchlechtes, ſondern vielmehr um ein unmittel-
bar geſundheitsſchädliches Gebäck von vergif-
tender Einwirkung. Deshalb wurde am 1. Oktober von

„Der glaubt gar nichts!“ rief einer, und die anderen ſahen
den Gegenſtand dieſes Verwerfungsurteils mit einem gewiſſen
Abſcheu an.

„Oder,“ ſagte ein anderer, „iſt er vielleicht Jch weiß nurnicht, wie ich's angreifen ſoll, denn man wird ja Kegs geſtraft-

wenn man ſeine Wort' nicht auf die Goldwag' legt.“
„Soll ich vielleicht ſelber ein Hexenmeiſter ſein?“ lachte

Friedrich. „Nur herzhaft raus mit der Farb'! Jch lauf' des
wegen nicht ſogleich vor Kirchenkonvent, ich bin nicht ſo emp-
findlich, auch hat man ſeiner Lebtag keinen Eſel einen Hexen
meiſter geſcholten, denn dumme Leut' kann der Teufel, ſcheint's,
nicht brauchen.“

„Was die alte Hammelahin betrifft,“ ſagte der Jnvalide, um
das Geſpräch von dieſer Klippe ab wieder in
waſſer zu leiten, „ſo iſt es gewiß und wahrhaftig, daß ſie eine
mächtige Raffel unter der Naſ' ſitzen hat.“

„Ja,“ ſagte ein anderer, „ſie hat aber nicht bloß ein bös
Maul, ſondern es ließ' ſich ſonſt noch allerlei über ſie ſagen.
Wißt ihr noch, wie ihre ältere Tochter, die jetzt den Schneiderhat, wie die mit dem Diegelsberger hat Hodgeit gehabt? Die

Hochzeit iſt im Hecht angeſtellt worden, und der Bräutigam,
dem's ſchon um acht Uhr weh geweſen iſt, nachts um zwölfe
will er noch einen Tanz tun, plötzlich ſtürzt er nieder und
iſt in Zeit einer Minut' maustot. Es iſt ſo ſchnell gangen, daß
ein tanzendes Paar über ihn zu Fall kommen iſt; die haben
einen Greuſel davongetragen, daß ſie's ein paar Tag' lang
geſchüttelt hat. Man hat viel drüber geſprochen.“

„Nun ja, was wird's geweſen ſein?“ ſagte Friedrich, „ein
Steck- und Schlagſluß.“

„Ja, ſo hat man bei Amt. auch geſagt und hat ihn mit einer
Leichenpredigt auf dem Kirchhof begraben. Jch weiß noch, wie
ſie angefangen hat: „Hui, hui, ſagt der Tod, der ſtarke Held,
ich kann auch mittanzen.“ Aber es gibt Leut', die wollen's
beſſer wiſſen, die ſagen Nun, ich will nichts geſagt haben.
aber ſo viel iſt gewiß, daß der Alten die Sarg von Anfang
an nicht nach ihrem Guſto geweſen iſt. e Junge hat er
ſchrecklich getan und hat ſich nicht tröſten laſſen wollen. Nach-
mals aber hat ſie den Schneider genommen; ich weiß noch,
ouf ihrer Hochzeit iſt grad' die Nachricht ankommen, daß ihr
Schwager, der Goldſtein, der ſein Weib mit drei Kindern hier
hat ſitzen laſſen, in Speier die Religion ſchangſchiert hab' und
eine Katholiſche geheiratet, und ſei mit ihr nach Pennſylvanien
gangen.

(Kortſetzung folgt.
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eck der Anfrage war zun eſtſtellun handeins ſolches entarteten e
ren, mit welchen Mitteln die Regierung gegen den gefähr

lichen Uebelſtand Front zu machen gedenke.
Dieſer Zweck iſt erreicht; was aus der Antwort des

Kanzlers, die nach Einholnng von Gutachten und Beendi-
gung von Erhebnungen nach längerem garder endlich für die
Veröffentlichung herausgekommen iſt, dervorgeht.

Der Wortlaut dieſer Antwort iſt der folgende:
„Fadenziehendes Brot iſt allerdings in der warmen Jahres

zeit mehrfach bemerkt worden. Sobald der Reichsgetreide
ſtelle ſolche Fälle bekannt geworden ſind, iſt den Bäckereien zur
Pflicht gemacht worden. ihre Ränme durch Reinigen der Bag
mulden und ſonſtigen Gebrauchsgegenſtände mit Eſſigwaſſer zu
desinfizieren. Für die durch das „Fadenziehen“ entſtandenen
Mehlverluſte wird dem Bäcker Erſatz gegeben, auch ſind be
ſchwerdeführenden Kunden auf Antrag von der Brotverſorgung
Erſatzbrotmarken erteilt worden. Fälle, in denen Bäcker ſolch
übelriechendes Brot zur „friſchen Ware“ verarbeitet haben, ſind
mir bisher nicht bekannt geworden. Es würde ſolchem Ge
baren mit allen Mitteln entgegengetreten worden ſein, ebenſo
wie nachträglich zu meiner Kenntnis gelangende Verſtöße dieſer
Art zum Gegenſtand eingehender Unterſuchung werden gemacht
werden.
Bevölkerung und Bäcker wiederholt darauf hingewieſen worden,
daß fadenziehendes Brot zur menſchlichen Ernährung nicht
geeignet iſt. Durch eingehende Aufklärung derKommunalverbände und Bäcker, insbeſondere durch
rechtzeitige Bekanntgabe geeigneter Backmethoden, wird dafür
Sorge getragen werden, daß dem Auftreten dieſer Brotkrankheit
bei Wiedereintritt der wärmeren Jahreszeit nach Möglichkeit
vorgebeugt wird.“

Zu dieſer offiziellen Beantwortung iſt zu bemerken, daß nicht
nur in der warmen Jahreszeit, ſondern auch der
ſelben das Fadenziehen bemerkhar iſt. Daß fadenziehendes
Brot von neuem aufgebacken, zerrieben und als geriebene „Sem-
mel“ zu hohen Preiſen verkauft wird, bleibt eine Tatſache, auch
wenn dieſer oder ein anderer Geſchäftskniff dem Kanzler „bis
her nicht bekannt geworden iſt. Was die vorerwähnten Er-
ſatzbrotmarken anlangt, ſo ſollte ihre Abgabe obligatoriſch ſein
und nicht in das Belieben der behördlichen Brotverſorgqung ge
ſtellt wedren. Die „eingehende Aufklärung“ gewiſſer Bäcker
und Konditoren kann ja mal vorbengend wirken; allein wirk-
ſamer dürfte doch noch in beſtimmten übelriechenden Fällen ein
energiſches, ja ſchonungsloſes Zupacken der maßgebenden Reichs-
ſielle ſein. Das iſt um ſo mehr zu wünſchen, als Polizei- und
Gemeindebehörden der Sache nahezu völlig ohnmächtig gegen-
ülerſtehen.

e

Jmmer wieder Getreideſchiebungen.
Jn Poſen wurde der Strafprozeß gegen die Gebrüder

Balinſki, die ſich wegen umfangreicher Getreideſchiebungen zu
rerantworten hatten, zu Ende geführt. Die Strafkammer ver-
urteilte den Kaufmann Th. Galinſki zu einer Gefängnis-
ſtrafe von drei Monaten, zu einer Geldſtrafe von
114 548 Mark und ſprach ihm die kürgerlichen Ehrenrechte auf
die Dauer von fünf Jahren ab. Sein Bruder, der Rittergnuts-
beſitzer Theophil Galinfki erhielt eine Geldſtrafe von 10 500
Mark. Die gleiche Strafkammer verurteilte den Brenner
Maryan Zakrocki aus Swadzim wegen Kri ewuchers
zu 21800 Mark und zu zwei Monaten Gefängnis.
Der Geſchäftsführer der Rolnik- Genoſſenſchaft in Hoſtſchin,
Waſiek, erhielt wegen Gztreideſchiebung eine Geldſtrafe
von 13 000 Mark und zwei Wochen Gefängnis.
Der ſchon wegen Betrugs vorbeſtrafte Kaufmann Chriſtian
Röber aus Freiberg verkaufte der Geſchöftsführerin einer Dres-
dener Volksküche 100 Zentner Mehl zu je 400 Mark, obwohl der
Einkaufspreis nur 140 Mark geweſen war. Dabei handelte es
ſich nicht einmal um Svpeiſemehl, ſondern um Kleiſtermehl.
Das Dresdener Landgericht verurteilte Röber zu 28 Jah-
ren Gefängnis und fünf Jahren Chrverluſt. 26 000 Mark
konnten noch beſchlagnahmt und der Volksküche zurückgegeben
werden. Die Strafkammer in Konitz verurteilte den Ritter-
gutsbeſitzer Johann Thiel aus Viglowicz wegen Höchſtpreis-
überſchreitung beim Verkauf von Gerſte zu 6040 Mark
Geldſtrafe.

Jmmer neue Getreideſchiebungen. Jn Poſen fanden wieder
zwei neue Getreideſchieber-Prozeſſe ſtatt. Gegen den Kauf-
mann Wilhelm Richter ans Poſen, der wegen Kriegswuchers
angeklagt war. beantragte der Staatsanwalt 5000 Mark Geld-
ſtrafe, das Gericht erkannte anf 800 Mark Geldſtrafe. Ferner
wurde gegen den Ritterqutsbeſitzer v. Skrzydlewſki aus
Dopiewo wegen Kriegswuchers verhandelt. Er wurde zu 10 000
Mark Geldſtrafe und einem Monat Gefängnis
verurteilt

Der Geſundheitswert der Kleie.
Das „Zurück zur Natur“ i ſchon vor dem Krieg in der Ge

ſundheitspflege auch in der Brotfrage zum Ausdruck gebracht
worden und eine Warnung vor dem aus ſchließlichen Genuß
von Brot, das aus fein ausgemahlenem Mehl hergeſtellt iſt,
oder vielmehr hergeſtellt war. Es gab eine Zeit, in der die im
groben Brot enthaltene Kleie wegen ihrer angeblichen Unver
daulichkeit, wenigſtens als unnützer Ballaſt oder gar als ſchäd-
lich für den Menſchen, betrachtet wurde. Den ſchärfſten Gegen
ſatz dazu bekundet der beutige Standpunkt, der ſo weit geht,
das auffallende Wohlbefinden vieler Leute bei der Kriegskoſt,
im Vergleich zu ihrem Geſundheitszuſtande vor dem Krieg, auf
eben dieſe vielgeſchmähte Kleie a Dr. Fornet,
der in der Umſchau eine Ueberſicht über die neueſte Kleie-
forſchung gibt. verweiſt zunächſt vom Getreidekorn auf das
Reiskorn, bei dem der Geſundheitswert der die Kleie enthalten-
den Den in einem überraſchenden Grade feſtgeſtellt worden
iſt. Die Entdeckung, daß der Genuß von geſchältem und polier
tem Reis, der dieſe Schalenteile alſo nicht mehr beſitzt, der Ur
ſprung berüchtigten Beri-Verikceankheit zur za Je werden
muß, hat zu ihrer Zeit mit Reckt das größte Aufſehen erregt.
Es wird angenommen, daß das Verhältnis bei der Brotkleie
ein äbhnliches iſt, in dem auch in ihr Stoffe, die ſogenannten
Vitamine (Lebensſtoffe) enthalten ſind, die für die eure
der menſchlichen von größtem Werte, wenn nich
unentbehrlich ſind. Das haben auch Tierverſuche gelehrt, in dem
mit weißem Mehl gefütterte Ratten verhältnismäßig raſch
zugrunde gehen, während ſie bei kleiehaltigem Mehl munteram Leben Pleſben Die Bedeutung der Kleie könnte auch in
ihrem Gehalt an Salzen beruhen, die für den Erſatz des
Stoffes in den Knochen und Zähnen notwendig ſind, ſo daß
beiſpielsweiſe die eweir ahnverſchlechterung nicht ledig-
lich an dem vergleichsweiſe ungenügenden Gebrauch der Kau-
werkzeuge liegen würde. W x ſcheint die Kleie im Brot
r die mechaniſche Reizung des Darmes und damit für die

erdauung von hoher Bedeutung zu ſein.

Die Bierbrauereien dürfen in der
Zeit vom 1. Oktober 1917 ab in jedem Kalendervierteljahre nur
10 Prozent, die Bierbranereien in Bahern rechts des Rheins
15 Prozent der Malzmenge zur n von Bier verwenden,
die ſie in dem entſprechenden Kalendervierteljahre der Jahre
1912 und 1018 durchſchnittlich verwendet haben. Die für das
letzte Vierteljahr eines Kontingentsjahres feſtgeſetzten Malz-
mengen dürfen ſoweit fie nicht verwendet ſind, noch in dem
ganzen folgenden Kontingentsjahre verwendet werden.

Die neue Bierordnung.

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeieilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

Sonnabend, den 1. Dezember: Noch keine Witterungsände-
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Aus Amerika.
Selten einmal kommt Kunde über Die ſozial Bewegungin Amerika nach Europa herüber. Die Man unſerer Partei

enoſſen drüben nicht in unſere Hände, die Nachrichten
t elegraphenAgenturen ſind tendenziss, c daß man nach
ihnen kein Urteil fällen kann. Es iſt deshalb mit beſonderer
r zu begrüßen. daß das Organ der belgiſchen Arbeiter in

olland, der Belgiſche So ialiſt, einiges veröffentlicht, was er
aus amerikaniſchen ſozialiſtiſchen Blättern entnehmen konnte.

Er Tee von einer am 23. September in Neuyork abgehal
tenen Verſammlung, in der M. Hillqnit vor 20 000 Zu
hörern ſprach. New Hork Call ſchreibt darüber, daß der Enthu
fiasmus der Hörer ſeinen Höhepunkt erxeichte, als der Vor
ſizende H. Erwen der Verſammlung den Genoſſen Hillquit
mit folgenden Worten vorſtellte:

M. Hillquit iſt nicht allein eine ſtädtiſche Perfönlichkeit; er
iſt nicht allein eine nationale Geſtalt; er iſt eine inter
nationale Geſtalt.Während 17 Minuten janchzte die Maſſe dieſen Worten be
geiſtert zu. Ein Beweis dafür. daß der Gedanke der Inter
nationalität in den Herzen der Arbeiter hell weiterlebt.

Wir leſen weiter: Friedel Friedel Friedel klang
es unaufhörlich aus dem Mund der Menge wieder.

In dieſem großen Umformungsprozeß, ſagte Hillouit, müſſen
und wollen wir, Arbeiter und Sozigliſten von Amerika, unſere
Aufgabe erfüllen. Ungeachtet der Proteſte von denjenigen, die
ſich Patrioten nennen, verlangt das amerikaniſche Volk mit all
den Völkern der Welt Friede. Die ſozialiſtiſche Partei iſt die
einzige Partei, die den Mut beſitzt, dieſe Frage, dieſe Hoffnung
und dies Verlangen zu Gehör zu bringen. Als Wortführer der
Arbeiterklaſſe, die ſich in dieſem Kriege zu Tode blutet, ſind wir
Gegner davon, daß die Blüte der Natur ausgerottet wird. Wir
ſind dagegen, daß unſere Einkommen für eine zerfahrene Demo
kratie verwendet werden eine Demokratie, die die Unter-
ſtützung der Klaſſe von Menſchen hat, die das amerikaniſche Volk
beſtohlen und ausgeſogen hat; eine Demokratie, die damit be
gann, die Freiheit der Rede, der Schrift und der Verſamm-
lungen zu unterdrücken. Wir ſagen zu den Regierenden: „Kein
Krieg, kein teures Brot und Terrorismus im eigenen Land;
ſondern Sozialismus und ſoziale Rechtſchaffenheit allein
können die Welt retten und die wahre Demokratie zur Verwirk-
lichung bringen.“
Genoſſe Caſſidy nahm die Partei gegen die Vorwürfe in
Schutz, die ihr von der kapitaliſtiſchen Preſſe gemacht werden,
daß ſie von deutſchem Gelde bezahlt ſei. Er meinte: „Während
der letzten zwei Jahre iſt der geheime Polizeidienſt am Werk
geweſen, um das Land von der einen Küſte zur andern abzu
laufen und deutſche Spione aufzuſpüren. Während dieſer
ganzen Zeit haben ſie von der atlantiſchen bis zur pazifiſchen
Küſte, von Kanada bis zum Golf keinen einzigen Sozicgliſten
entdecken können, der deutſches Geld empfangen hat. Wenn die
kapitaliſtiſche Preſſe zu dem Zweck. die Volksmeinung zu ver
giften, behanptet, daß wir prodeutſch ſeien, ſo lügt ſie, und ſie
weiß, daß ſie lügt.“

Gewerkſchaftliches.
Einigung im Leipziger Gewerkſchaftsſtreit.

Unter Teilnchme der Vorſitzenden und der Ortsverwaltungen
der Zentralverbände der Aſphalteure, Handlungsgehilfen,
Kupferſchmiede, Metallarbeiter, Sattler, Steinſetzer, Tabak
arbeiter und Schneider Leipzigs ſowie drei Mitgliedern der
Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands und des
Ausſchuſſes des Gewerkſchaſtskartells in Leipzig fand eine Aus-
ſprache über die Gründe des Austritts der vorgenannten Ge-
werkſchaften aus dem Gewerkſchaftskartell mit dem Ziel einer
Einigung ſtatt.

Von den ausgetretenen Gewerkſchaften wurde folgende Ent-
ſchließung vorgelegt, deren erſter Teil lautet:

Die dem freien Gewerkſchaftskartell zu Leipzig angeſchloſſe
nen Organiſationen erklären, daß die Vertretung der Ar-
beiterintereſſen, wie ſie bisher von dem alten Kartell und be
ſonders von den beiden Sekretären e und Mylau, aus-

enommen ihre Tätigkeit in Rechtsſchutzſachen, im Namen der
Arbeiterſchaft geübt worden iſt, als nicht im Jnter-

eſſe der Arbeiter liegend betrachten. Ebenſo verwerfen ſie die
von der Generalkommiſſion betriebene Politik.

Gegen dieſen Teil gaben die Vertreter der Zentralverbände
und der Generalkommiſſion ſowie der Kartellausſchuß folgende
Erklärung ab:

Wir halten den erſten Teil der Erklärung für nicht ge
rechtfertigt. Die in der Beratung für den Austritt aus dem
Kartell angeführten Gründe bieten keine Veranlaſſung zu
einem ſolchen Urteil, ſondern es gilt als erwieſen, daß das
Kartell und die Arbeiterſekretäre ihre Pflicht erfüllt haben.

Die Verhandlungen führten zu einer Einigung auf folgen
der Grundlage

„Die ausgetretenen Gewerkſchaften treten nach den allge
meinen Neuwahlen, die im Januar ſtattfinden, dem alten Kar-tell wieder bei. Nach dem Wiedereintritt legen die Kommiſ-
n des Kartells, die im öffentlichen Intereſſe wirken, ihre
lemter nieder. Das Kartell entſcheidet über die Beſetzungen

dieſer Kommiſſionen. Die Vertretung des Gewerkſchafts-
kartells hat durch den Kartellausſchuß oder durch beſonders ge
wählte Vertreter zu erfolgen. Die von dem Kartell zu ſolchen
Kommiſſionen uſw Delegierten haben ſelbſtverſtändlich die
Meinung der Mehrheit des Gewerkſchaftskartells zu vertreten.
Die derrch Behörden zu berufenden Vertreter des Gewerkſchafts
kartells haben vor Annahme dieſer Berufung die Zuſtimmung
des Kartells einzuholen. Dem Kartell bleibt es vorbehalten,
an Stelle dieſer berufenen Verſonen andere Vertreter des Kar
tells zur Berufung vorzuſchlagen. Soweit ſolche Berufungen
durch die Behörden bereits erfolgt ſind, hat das Kartell nach der
Wiedervereiniqung nachzuprüfen, ob dieſe Vertretungen auf-
rechtzuerhalten, eventuell durch andere Vertreter des Kartells
zu beſetzen ſind.“

Dieſe Vereinbarung wurde einſtimmig beſchloſſen. Alle Teil-
nehmer an den Einiqungsverhandlungen waren ſich voll bewußt,
daß es mehr wie je notwendig iſt, die Einigkeit der Gewerk
ſchaften hochzuhalten und jede Schwächung gegenüber dem be
ſonders in der Kriegszeit außerordentlich erſtarkten Unter
nehmertum zu vermeiden.

Da während der Verhandlungen die Politik der General-
kommiſſion während der Kriegszeit mehrfach erwähnt wurde,
jedoch einz ausgiebige Ausſprache darüber nicht ſtattfindenkonnte, fo dieſes Thema in einer beſonderen Verſammlung
der gewerkſchaftlichen Vertrauensleute unter Teilnahme von
Vertretern der Generalkommiſſion erörtert werden.

Neuer Streik in Krimmitſchau.
Kaum vier Monate ſind verſtrichen. ſeitdem ein großer

Weberſtreik in Krimmitſchau durch das vermittelnde Eingreifen
der Militärbehörden in letzter Stunde abgewendet wurde, und
ſchon ſtehen aufs neue 130 Textilarbeiter und -arbeiterinnen
einer Tuch und Deckenfabrik im Ausſtand. Der Streik droht
auch auf die anderen Betriebe überzuſpringen. Das allſeitig
als beſonders rigoros bekannte Krimmitſchauer Unternehmer-
tum läßt die Arbeiterſchaft tatſächlich nicht r Ruhe kommen.
Jn geradezu vrovokatoriſcher Weiſe wird durch immer aufs neue
erſonnene Maßnahmen die Arbeiterſchaft zum Widerſtand ge
reizt. Jm Juni wurde mit Wirkung ab 26. März die Zahlung
einer wöchentlichen Tenerungszulage vereinbart, und zwar für
verheiratete männliche Arbeiter und Meiſter 9 Mark, für ledige
Arbeiter und Arbeiterinnen über 17 Jahre 7 Mark, für Arbeiter
und Arbeiterinnen unter 17 Jahren 5 Mark pro Woche. Es
wurde damals vereinbart: Eine Kürzung der Teuerungézulage
tritt nur ein, wenn ſelbſtverſchuldetes Fernbleiben von der Ar
beit vorliegt. In den Beſprechungen der Arbeitervertreter
mit den Unternehmern war man ſich allſeitig einig, daß für die
geſetzlichen Feiertage ein Abzug von der Teuerungszulage nicht
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wieſen mit der Begründung: Die Teuerungszulage ſei ein
des Lohnes, Feiertage würden nicht bezahlt, alſo ch
die Teuerungszulage nicht gezahlt zu werden. etwa die
Hälfte der Fabrikanten korrekt ver r und die Teuerungs-

bzug anszahlt, hat die Wenn des
amtes nicht zu beeinfluſſen vermocht. Die Erregung der Är-
beiter iſt ſehr groß. Auch die Gelben fraterniſieren mit den
freigewerkſchaftlich Organiſierten. Dieſe Erregung iſt um ſo
begreiflicher a!s das Krimmitſchauer Unternehmertum zu den
jenigen gehört welche am Kriege am meiſten verdienen und
ihren beitern am wenigſten helfend zur Seite ndenhaben. Die Krimmitſchauer Fabrikanten ſuchen, wie ihr Vor

chen beweiſt, das Einkommen der Arbeiter herabzuſetzen. Die
n eaiteg können der Unterſtützung aller rechtlich Denkenden
icher ſein.

Halle und Saalkreis.
Holle, den 30. November 1917

Wo bleibt die Marmelade
Ein Notſchrei.

Eine Frau aus dem Volke ſchreibt uns: Mit vieler
Geduld hat hauptſächlich die arme Bevölkerung die lange Zeit
ausgeſetzte Verteilung von Kriegsmus angeſehen; man war
erſichtlich froh, als es vor einigen Wochen hieß, daß nunmehr
wieder regelmäßig jede Woche eine Zuteilung von Marmelade
erfolgen ſollte. Leider iſt auch dieſe Hoffnung wieder zu
ſchanden geworden, denn nach der erſten Verteilung von 3 Pfd.
Kriegsmarmelade in voriger Woche, hat die Verteilung ſchon
bald wieder ausgeſetzt. Jſt es denn der ſtädtiſchen Verteilunge-
ſtelle durchaus unmöglich, eine allwöchentliche Zuteilung dieſes
faſt einzigen Brotaufſtrichmittels vorzunehmen? Was ſoll
die arme Bevölkerung bloß tun, wenn dies eine „Unmöglichkeit“
iſt? Die wenigen Gramm Butter reichen doch nicht einmal
für den Ernährer der Familie aus, geſchweige noch für die
anderen Familienmitglieder. Der Brotaufſtrich aber, den es
noch hier und dort im ſogenannten freien Handel gibt, iſt von
ſo undefinierbarer Zuſammenſetzung und von ſo unerſchwing-
lichem Preiſe, daß man darauf ohne weiteres verzichten
Andere Zubrotmittel irgendwelcher Art ſind ebenfalls nicht
aufzutreiben. Wo bleiben z. B. die erſt neulich wieder in Er
innerung gebrachten geräucherten Fiſche uſw. Eier gibt
es überhaupt nicht mehr, Fleiſch, Wurſt, Fett und anderes ſo
Notwendige reicht der kleinen Ration halber und ſeiner Gering
wertigkeit wegen auch nicht hin und her. Man hört nun ſogar,
daß in den hier angeführten Mitteln noch eine weitere
Einſchränkung nötig werden würde. Das iſt doch wohl
nicht gut mehr möglich. Eher müſſe alles verſucht werden, um
eine Mehrzuteilung herbeizuführen, denn das, was jetzt
gegeben wird und ſonſt zu erhalten iſt, iſt doch ſchon eine
Mindeſtmenge! Hinzu kommt noch die geringe Menge Brot,
das noch dazu einen geringen Nährwert beſitzt, und weiterhin
die wenigen Kartoffeln, die, zurzeit die Woche 7 Pfund, zu
geteilt werden. Von dieſer Menge muß aber noch ein gut
Teil als völlig ungenießbar abgezogen werden, wie es z. B.
dieſe Woche wieder der Fall iſt. Es hat doch geheißen,
ſchlechte Kartoffeln ſollen nicht verkauft werden und nun
ſehe man ſich einmal die dieſe Woche gleich für nächſte Woche
mit erhaltenen an. Da findet man kleine und kleinſte, an
gefaulte und angefreſſene; ſogar die alten Samenkartoffeln
darunter. Und dieſe geringwertige Sorte muß aus das Pfund
mit 83 Pf. bezahlt werden! Hier drängt ſich ohne weiteres die
Vermutung auf, daß die Landwirte die guten Kartoffeln
für ſich und für ihr Vieh behalten, die ſogenannten Futter
kartoffeln aber für ſchweres Geld an die Städte abliefern.
Jſt denn gegen ein ſolches Verfahren, das geradezu gegen die
gute Sttte verſtößt, von den Behörden gar nichts zu unter-
nehmen?! Man mag doch dem armen Volke das Durchhalten
nicht ſchwerer machen als es notwendig iſt, ſondern ſo handeln,
wie es unter Volksgenoſſen in ſolch ſchwerer Zeit ſein ſollte.
Hoffentlich trägt dieſer Notſchrei dazu bei, daß es nicht ſo bleibt
wie bisher, ſondern daß es beſſer wird. Es iſt wahrlich die
höchſte Zeit!

In dem Notſchrei dieſer Hausfrau findet die in der Be
völkerung herrſchende allgemeine Meinung und Stimmung be
redten Ausdruck. Leider ſcheint es jedoch nicht, als ob die ſo
berechtigten Wünſche nach einer dringend notwendigen Beſſe
rung der Ernährungsverhältniſſe ſo bald, ja ob ſie über
haupt Srſülung finden werden. Alles, was der Magiſtrat
in Ausſicht ſtellt, iſt eine Honigkuchen- und Aepfel-
verteilung, die in etwa 14 Tagen erfolgen ſolle. Dieſer
Zeitpunkt ſei „mit Rückſicht auf das herannahende Weihnachts-
feſt“ gewählt worden. Es kommen 2500 Zentner Aepfel
zu 45 und 72 Pf. das Pfund zum Verkaufe, und zwar ſoll jeder
bis 115 Pfund erhalten. Der Ankündigung dieſes bevorſtehen
den Gaumenſchmauſes ſteuert das Amtsblatt eine kleine Lob
rede auf die weiſe m väterliche Fürſorge des
Magiſtrat aus eigenem bei. s ſoll wohl den artigen Kin
dern die verſprochene Gabe noch ein wenig verſüßen und ihnen
die vielen anderen S an unentbehrlicheren Nah
rungsmitteln erträglicher machen? Die Lobpreiſung der
magiſträtlichen Fürſorge mag ja teilweiſe ihre relative Be
rechtigung haben; nur löſt ſie da etwas ſeltſame Gefühle aus,
wo ſie weitere Verſchlechterungen der Lebensmittel
fürſorge ſchamhaft verbrämen ſoll. s geſchieht in einem
dem Magiſtrate naheſtehenden Blatte nach einer Lobpreiſung
der z daniſgen Gemüſeverträge“. Es heißt da u. a.: „UnſereBehörden ſchafften vom 1. April d. J. bis heute weit über
200 000 Zentner Gemüſe heran, ſo deß wir von einer Gemüſe
not bislang nichts verſpürt haben.“ (7), Gleich darauf, kommt
indes der bekannte Pferdefuß zum Vorſchein; er ſieht ſo aus:

„Falls es nun einmal weniger Gemüſe geben ſollte,
darf man deshalb nicht gleich ungehalten werden, ſondern muß
ſich die Tatſache vor Augen halten, daß andere Städte ſchon
längſt eine geringere Gemüſezufuhr als Halle haben.“

Jn einfaches und gemeinverſtändliches Deutſch übertragen,
heißt das turg und deutlich: richtet euch langſam auch noch auf
eine kommende Gemüſenot einl! lſo, eine Verbeſſerung
der Ernährungsverhältniſſe iſt demnach kaum zu erwarten.
Alten berechtigten Hoffnungen wartet bittere Enttäuſchung,
und zu alledem eröffnet der kommende Winter auch nicht gerade
die erfreulichſten Ausblicke auf die Nahrungsmittelverſorgung.
Mit dem bloßen behördlichen Mundſpitzen mit einem Honig
kuchen und 138 Pfund Aepfeln! ſcheint es uns da nicht me
getan da muß ſchon gepfiffen werden!

Kriegsunterſtützung und Arbeitsverdienſt der
Kriegerfrauen.

Die Frage: Jnwieweit ſoll der Arbeitsverdienſt von Krieger
Frauen auf die ſtädtiſche Kriegsunterſtützung angerechnet wer
en? iſt für viele Kriegerfrauen von erheblicher Beden

Viele Kriegerfranen ſind infolge der Unzulänglichkeit der
Kriegsunterſtützung gezwungen, einem Erwerbe pag
So ſind z. B. unzählige Kriegerfrauen aus Halle im Artillerie
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Nach den chenden Beſ en und rir die Stadt Wie T von
15 Mark außer Berückſichtigung bleiben, alſo r V. em e
Abzug kommen. Von dem verbleibenden Reſte ſoll die te,mindeſtens ein Viertel auf den ſtädtiſchen el Ah
werden. Nehmen wir alſo an, eine Kriegerfrau verdient
monatlich 75 Mk. ſo ſollen von den nach Abzug von 15 Mk. vervleibenden 60 Mk. mindeſtens der vierte eit alſo 15 Mk., von
der Kriegsunterſtützung gekürzt werden. Die Kürzung der
Unterſtützung kann aber auch eine höhere ſein; die Bezirkskom-
miſſienen ſollen die einzelnen Fälle prüfen und nach Vage der
Sache beſchließen. Nicht mit Nnrecht wird von den K. eger
frauen oft darüber geklagt, daß die Einrichtung recht ver
ſchieden gehandhabt wird.

Die Kleidernot,
Der gute Wille, durch unermüdliches Stopfen und Fliden dieLebensdauer der Kleidungs und Wäſcheſtücke zu ver

ſcheitert oft an der Unmöglichkeit, das erforderliche Nähgarn
oder Seide zu Stopfwolle oder Stopfbaumwolle für
die Strümpfe iſt kaum noch zu haben und zu bezahlen. Das
Nähgarn ſteht unerhört hoch im Preiſe und ebenſo ſteht es mit
der Nähſeide. Für Röllchen, die früher je drei Stück 25 Pf.
koſteten, muß man jetzt ſchon je Stück 60 bis 95 Pf. anlegen, was
einer Preisſteigerung um 729 bis 1140 Prozent gleichkommt.
Und dazu muß man froh ſein, wenn man überhaupt das G
hat, Nähmaterial irgendwelcher Art zu erhalten, denn wie bei
allen knappen und doch ſtark begehrten Waren erleben wir es
guch hier, daß nur die beſonders Begünſtigten, d. h. in der
Regel diejenigen, die entſprechende Aequivalente befitzen, Garn
oder Seide kaufen können. Geld oder gute Worte tun es eben
bier auch nicht mehr, ſondern nur Geld und gute Ware. Es
ſoll geplant ſein, die Nähfäden jeglicher Art öffentlich zu be-
wirtſchaften. Dieſe Abſicht kann von den Verbrauchern nur be
grüßt werden, denn es beſteht bei der Ausführung dieſer an ſich
guten Abſicht immerhin die Möglichkeit, daß ſie wenigſtens
etwas erhalten und nicht auf Gnade oder Ungnade des Klein
handels angewieſen ſind. Eine andere Frage iſt, ob den tat
fächlichen Verhältniſſen der Mehrzahl der h r ins
beſondere der Minderbemittelten, bei der Verteilung genügend
Rechnung getragen wird und ſie nicht nur mit dem Reſt abge
ſpeiſt werden. der nach Verſorgung der Induſtrie und des
Schneiderhandwerks übrig bleibt. Selbſtverſtändlich ſollen
dieſe nicht leer ausgehen, denn auf die Herſtellung neuer Klei-
dungs und Wäſchegegenſtände kann nicht verzichtet werden,
aber die Erhaltung der vorhandenen Beſtände iſt faſt noch wich-
tiger und vor allen Dingen muß vermieden werden, daß die

aushaltungen, die bisher die Grrderobe im Hauſe hergeſtellt
abhen, durch Verſagen der nötigen Gorne gezwungen werden,
anf den Schneider, die Schneiderin oder auf die Stapelkonfek-
tion angewieſen werden. Das würde für zahlreiche Haushal-
tungen nicht nur eine ungerechte Mehransgabe bedeuten. zu der
fie bei den gegenwärtigen Preisverhältniſſen einfach nicht im
ſtande ſind, ſondern es würde auch die Wiederverwendung alter
Kleidungsſtücke beeinträchtigen, während ſie bei der allgemeinen
Knappheit an Stoffen doch gerade jede Förderung verdient. Der
Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen erwartet deshalb,
daß die Rationierung des Nähgarns nicht ſchematiſch erfolgen,
ſondern daß den Bedürfniſſen der minderbemittelten Bevölke-
rungskreiſe, die durch Aushbeſſern und Umarbejten der Kleidung
gerade zur Erhaltung und Streckung der Vorräte beitragen,
weitgehend Rechnung getragen wird.

An was ſich der Menſch „gewöhnen“ kann.
Bedeutet der gänzliche Verluſt eines Beinesdauernde Jnvalidität im Sinne der Jnva-lidenverſicherung?. Ueber dieſe Frage war in dem

ſelgendep Falle zu entſcheiden: Ein Kriegsteilnehmer,
er infolge einer Schußverletzung das rechte Bein völlig ver

loren hatte, ſtellte bei der zuſtändigen Verſicherungsanſtalt An
trag auf Jnvalidenrente. Es wurde ihm aber nur die
Krankenrente gen et die erſt von der 27. Woche der Er
werbsunfähigkeit an einſetzt, weil der Verletzte nicht dauernd
ſondern nur vorübergehend erweyrhsunfähig ſei. Der Kriegs
beſchädigte legte hiergegen beim Oberverſicherungs-
amt in Merſeburg Berufung ein. Dieſes gab die Sache
zur Entſcheidung an das Reichsverſicherungsamt, da
es ſich um eine noch nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetzlicher
Vorſchriften von grundſätzlicher Bedeutung handle. Das
Reichsverſicherungsamt verwies den Streitfall jedoch an die
Vorinſtanz zurück, da es ſich bereits in wiederholten Entſchei
dungen darüber erſchöpfend ausgeſprochen ger welche Grund
ſätze bei der Abgrenzung der beiden Begriffe „vorübergehend
und „dauernd“ anzuwenden ſeien. Sei die Erkrankung oder
Verletzung eine ſolche, daß in abſehbarer Zeit wieder eine
Beſſerung des Zuſtandes in dem Maße eintritt, daß Erwerbs-
unfähigkeit im Sinne des Geſetzes (Schädigung um mehr wie

i Drittel) nicht mehr beſteht, ſo liege nur vorübergehendeSalat vor. Das Oberverſicherungsamt Merſeburg über

wies nun den Verletzten der Univerſitätsklinik in
Halle, die ſich in einem Gutachten dahin ausſprach, d
dauernde Jnvalidität nicht vorliege. Der Verletzte könne ſi
bei Zeiten wieder an eine Beſchäftigung gewöhnen, bei der er
mehr als ein Drittel desjenigen verdiene, was geſunde Ar-
beiter ſeiner Art verdienen, ſo daß er die Rente aus der Jnva-
lidenverſicherung nicht mehr brauche. Das Oberverſicherungs
amt wies daraufhin den Kläger ab. Er könne ſich in abſeh-
barer Zeit an den Verluſt des Beines ſomit wohnen daß er
nicht mehr Jnvalide im Sinne des Geſetzes ſe

Ledererſatz.
Das Wort hat jetzt keinen guten Klang. Nach den

üblen Erfahrungen der Kriegszeit iſt man geneigt, dabei ſogleich
an Schund und Schwindel zu denken. Mit anderem Maß will
die Erſatzſohlen- Geſellſchaft sppeſen werden, die
vom Kieichsamt des Innern beauftragt iſt, die Zivilbevölkerung
mit Schuhwerk aus Ledererſatzſtoffen zu verſorgen. Der
Mangel an Leder iſt im Laufe des Krieges immer r e
worden, ſo daß ſelbſt die Lederabfälle, die man auf die Sohlen
nagelte, bald nicht mehr zu haben ſein werden. Was an Leder

vorhanden iſt odar nachwächſt. wird größtenteils vom Heere
beanſprucht und aufgebraucht. Da muß die Zivilbevölkerung
chen, wie ſie ſich behilft. Für ſie naht das Zeitalter derer Tr heran, der Holzſohle für die feinſten Stiefel

ebenſo wie für die gröbſten. In den erſten neun Monaten von
2917 wurden bereits neun Millionen Paar Vollholzſohlen ver
trieben. Die Erſatzſohlen Geſellſchaft verſichert, die Abneigung

die Holzſohle ſei ein „Vorurteil“. In einer geſchicht-ſehen Abteilung einer Ausſtellung der Erſatzſohlen- Geſellſchaft
in Berlin wird gezeigt daß die Verwendung von Holz zur
Fußbekleidung „nicht nen iſt. Auch ein „Troſt“!

Die Hallenſer VereinsL rn O I und YI haben.
9 aldenwie uns zeleſ Abderh ahrten erreicht. Beide 5

l.i l von 125e et aenkarte e bleiben aber immerhin noch u
2

üge bleibt den Stiftern zur Laſt. iſt klar,e c ſehr viele neu ewig
edermann kann ermeſſen, was es in der

Dazu kommen fortwährende Repara-ren, h a Perſonal vollſtändig bekleidet
werden. Aus dieſen Angaben ergibt ſich, daß Spenden für
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rettZüge geben. a52 Fahrten vollendet. Es ſind während
ziere und 12500 Mannſchaften in die Heimat i führt
worden. Der hat 90 Kilometer rVereinsLagarett I, der die 73. Fahrt voll
im ganzen rund iere und 18 000 Mannſchaften unter
gebracht geweſen.

Freiwillige ger zur Volkszählung am ö. r 1917
werden noch notwendig gebraucht. Anmeldungen ſind ſchrift
lich oder mündlich an Statiſtiſche Amt, Stadthaus,
Eingang Schmeerſtraße, 3. Stock, zu richten. Das Statiſtiſche
Amt erwartet, alle Perſonen, die irgendwie imſtande dazu
ſind, ſich im vaterländiſchen C als freiwillige Zahler

zur Verfügung ſtellen und ſich umgehend anmelden, ſoweit ſie
es noch nicht getan haben ſollten.

Viehzählung in Halle am 1. Dezember 1917. Die Durch
führung der vierten vierteljährlichen Viehzäh-
lung gemäß Anordnung des Reichskanzlers vom 30. Januar
1917 am 1, Dezember 1917 iſt der ſrädtiſchen Polizei übertragen
worden. Die ufnahme z mittels Liſten nach viehhalten
den Haushaltungen in der üblichen durch die heren Vieh
zählungen bereits bekannten Weiſe. Die Polizeiverwaltung
erwartet, daß die Beteiligten ihre Meldepflicht im vaterlän-
diſchen Intereſſe erfüllen werden. Die Außerachtlaſſung der
Pflicht iſt mit Strafe bedacht.

Nationaler Frauendienſt. Es ſei darauf hingewieſen, daß
während der Wintermonate die I Sprechſtunde nicht
von 4 bis 5 Uhr, ſondern von 3 bis 4 Uhr abgehalten wird. Für
die Vormittage wird die Zeit von 9 bis 11 Uhr beibehalten.
Mittwochs und Sonnabends bleibt geſchloſſen.

Die „Reform“ der Schnellzugszuſchläge, die ſchon ſeit
einiger Zeit zwiſchen den deutſchen Eiſenbahnverwaltungen er
örtert wurde, ſoll nun endlich, am 15. Dezember, in Kraft
treten. Sie beſeitigt wenigſtens die ſchlimmſten Ungerechtig-
keiten der überſtürzten Erhöhungen der Sang zuſch äge.
Die ſtufenweiſe Feſtſeßung dieſes Zuſchlages hatte die höchſt
ungerechte Wirkung, daß ein Unterſchied von 10 Pf. im Fahr-
preis eine Erhöhung um 10 Mk. verurſachen kann. Auch koſten
z. B. Fahrkarten ſtatt 5 Mk. 10 Pf. jetzt 18 Mk. 10 Pf. uſw.
Dieſe Härten ſollen dadurch vermieden werden, daß für jede
Reiſe in Schnellzügen zwei Fahrkarten zu löſen ſind.
Andere Milderungen irgendwelcher Art ſind dagegen nicht
beabſichtigt; die neueſte Eiſenbahnpolitik wird uns vorläufig
in all' ihrer Schönheit weitererhalten bleiben.

Uebrigens wird zum 1. April nächſten Jahres auch noch eine
allgemeine beträchtliche Erhöhung des Fahr-
preiſes angekündigt.

Jm Stadttheater kommt heute, Freitag, den 30. November,
Shakeſpeares Die Komödie der Jrrungen zum erſten Male zur
Aufführung. Morgen, Sonnabend, den 1. Dezember, findet
nachmittags 314 Uhr eine Schülervorſtellung zu ermäßigten
Preiſen von Schillers Maria Stuart ſtatt. Abends 72 Uhr
wird die komiſche Oper La Serva Padrong von Pergoleſi in
der Bearbeitung von Prof. Abert mit Anna Enghardt und Emil
Fiſcher in den Hauptpartien gegeben, anſchließend Der zer-
brochene Krug von Kleiſt mit Leopold Sachſe als Adam. Der
Sonntag Spielplan bringt nachmittags 3 Uhr eine Fremden-
vorſtellung zu ermäßigten Preiſen von Millöckers Bettelſtudent,
abends 724 Hhr findet eine Aufführung von Smetanas Oper
Die verkanfte Brant ſtatt.

Jm Volkspark geben die Leoni-Sänger morgen, Sonn-
abend, wieder einen Bunten Abend. Das Programm iſt
reichhaltig und auserleſen.

Apollo Theater. Heute findet die e ewerſeeun des
DeutſchTürkiſchen Theaters mit der Aufführung der Ausſtat-
tungsOperette Am goldenen Horn ſtatt. Am Sonnabend,
dem 1. Dezember, eröffnen die Münchener Künſtler ihr Gaſt
ſpiel mit der Operetten-Reuheit: Die Königin der Luft von
Dir. Max Reimann und Dr. Otto Schwarz. Das Stück dürfte
auch in Halle ſeine Anziehungskraft nicht verfehlen.

Gefundene Gegenſtände. Am Dienstag, dem 27. d. M.,
Hpd von einer unbekannten Frau an der Ecke Thüringer und

erſeburger Suzah folgende Gegenſtände gefunden worden
1 langes, graues Frauenjackett, 1 blauer Kleidergürtel, ein
Matroſenjäckchen mit Kragen, 2 Herrenweſten, eine braune und
eine graue, 2 Bluſen, eine braune mit roten Punkten und eine
weiße mit bunten Blumen, 2 Stücke grauleinener Stoff, eine
braune Männerhoſe, 2 Militärhoſen, davon eine feldgraue, in
dieſer der Name Otto Wilhelm Reifer, 2. Kompagnie, mit
blauer Tinte eingeſchrieben, und eine grüne Reithoſe mit roten
Streifen. Die Hoſen tragen keinen Stempel. Es ſteht zu ver
muten, daß die Gegenſtände aus einem Diebſt a d herrühren.
Der Eigentümer oder Perſonen, die über die Herkunft der
Sachen Angaben machen können, wollen ſich bei der Kriminal-
poligei, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 71 oder 738, melden, wo
auch die Sachen zur Anſicht ausliegen.

Straßenbahnunfall. An der Ecke der Ludwig Wucherer
und Fritz-ReuterStraße ſtieß ein Stadtbahnwagen mit einem
Laſtfuhrwerk zuſammen. Hierbei erlitt der Führer des Laſt
geſchirrs einen rechtsſeitigen Beinbruch. Er wurde dem Dia-
e epenhaufe zugeführt. Die Schuldfrage iſt noch nicht ge

r

Ein Brand brach infolge Berſtens eines Raffinierofens in
einem Fabrikgebäude in der Bahnhofſtraße aus. Er wurde
nach längerer Tätigkeit durch die Berufsfeuerwehr und die
freiwillige Feuerwehr in Trotha gelöſcht, Verletzt wurde nie
mand.

Krieg und Profit.
AutoDividenden.

Seit einiger Zeit ſind die Kurſe der Aktien von Automobil-
werken ſtark in die Höhe gegangen. Leute, die vorher den „Tip“
aus informierter Quelle bekamen, daraufhin Papiere über
nahmen, haben in wenigen Tagen ein tüchtig Stück Geld ver
dient. Ganz hervorragend ſind dabei die Hanſa-LIo d
Werk beteiligt. Die Steigerung wurde mit angeblich ſehr
roßen Aufträgen der Heeresverwaltung begründet. Die Spe-
nlation iſt demnach überzeugt, daß bei einem umfaſſenden Ar

beitsſtock und bei den bisherigen Preiſen glänzende Gewinne
u erwarten ſind. Die letzte Entwicklung der Ueberſchüſſe, ſeit
riegsbeginn, rechtfertigt ſolche Annahme ja auch vollſtändig.

Beinahe alle Werke, die Automobile bauen, haben in den letzten
Jahren ihre Dividende ungefähr vervierfacht, zudem ge
waltige Abſchreibungen vorgenommen und Rieſenſummen in
die verſchiedenen Spartöpfe geſteckt. Werke, die vor dem Kriege
keine Ausſchüttungen vornehmen konnten, verteilten für das
etzte Jahr 12 v. H. Dividende, Benz u. Ko. brachten 20, Horch

u. Ko. 265, die Daimler-Werke ſogar 35 Prozent heraus. Und

Preisaufſchlages in Höhe von 25 Prozent
Wir ſind mittlerweile an vieles gewöhnt worden, aber es

würde doch alles übertreWen was wir in dieſer Beziehung ſchon
erlebt haben, wenn die Dividendenmacher mit ihrer Forderun
Glück ſollten. Die rnär auf dem Aktienmark
laſſen allerdings darauf ſchließen, daß die Hintermänner mit
einem Erfolg rechnen. Das Reich iſt heute der einzige Ab
nehmer der Automobilfabriken; es hätten alſo die Stenerzahler
die erhöhten Profite aufzubringen!Dergleichen Vorgange müſſen anfreizend wirken, beſonders
wenn man ſich vergegenwärtigt, wie ſo oft Fere gemacht
werden, Kriegerfrauen und Jnvaliden, die doch ohnehin kngpp
gegya emeſſenen Renten und Unterſtützungen zu kürzen. Dasolk darf erwarten, daß von maßgebender Stel umgehend
klipp und klar erklärt werden kann; Die Forderungen der

z a 17 cger u r ſolche c ein
nicht; es iſt weiter zu verlangen, e ich viel zu
en r e T m gen übera rder Arbei Ein-er mit den Preiſen und Gewinnen in
klang gebracht werden.

Genoſſenſchaftliches.
Die deutſchen Konſumvereine im Jahre 1916. Vom tral

verband deutſcher Konſumvereine iſt der 15. Jahre cht her
ausgegeben worden. Die r der Konſu nſchaften des Zentralverbandes iſt en. Die da

r Umſatz im eigenen Ge2052 139, im Vorjahre 1 8409 434
ſchäft machte 577 Millionen Mark aus, im Jahre 10915 494
Millionen. Die ſelbſtprodugzierten Waren brachten beim Ver-
kauf einen Erlös von 146 Millionen Mark, im Jahre 1915 120
Millionen. Beſchäftigt waren 25 710 Perſonen, im Fahre 1915
23 916. Die Bank und enbeſtände, zinsbar angelegten
Kapitalien und Wertpapiere betrugen 94 Millionen, im Jahre
1915 60 Millionen. Die Warenbeſtände hatten einen Wert von
58 Millionen Mark, im Vorjahre 71 Millionen. Die Geſchäfts
guthaben der Mitglieder betrugen 89 Millionen Mark, im Vor
jahre 36 Millionen die Reſerven aller Art 89 Milliowen Mark,
im Jahre 1915 29 Millionen, die Spareinlagen der Mitglieder
2 Millionen Mark. im Vorjahre 85 Millionen und am
Jahresſchluß den Mitgliedern zur Verfügung geſellte Summe
aus Erſparniſſen und feſtem Rabatt betrug 40 Mi lionen Mark,
im Vorjahre 87 Millionen. Die weiblichen Mit
glieder machte im Jahre 1916 20,74 Prozent aus gegenüber
8.24 Prozent im Jahre 1908. Da zum Teil der Warengroß-
handel ausgeſchaltet iſt, hatte die r utſcher Konſumvereine nur einen Umſatz von 184 Millionen Mark,
im Jahre 1915 betrug er noch 158 Millionen. Der Verkauf
ihrer Fabrikate dagegen brachte 28 Millionen Mark gegen 19
Millionen im Vorjahre.

Soziales.
Zur Tuberkuloſegefahr

wird der Preſſe Während des Krieges iſt eine Reihe
von Tatſachen bekanntgeworden, deren ſchwerwiegende Bedeu
tung ernſteſte Beachtung verdient. W entnehme ſie der Zeit
ſchrift für Tuberkuloſe, die auf ſie in kurzer Mitteilungen
in Bd. 28, Heft 1, S. 74/75 hinweiſt. Sie ſind in der Tages
preſſe kaum beachtet worden, was wohl darauf zurückzuführen
iſt, daß es ſich bei den erwähnten wiſſenſchaftlichen Organ um
ein faſt nur in den Kreiſen der Fachärgzte gehaltenes handelt.

Bei Menſch und Vieh iſt end der Kriegszeit dieTuberkuloſefterblichkeit rößer geworden. Zwar kann
das bisher nur für 1914 ſtatiſtiſch nachgewieſen werden, denn
das Jahr 1914 zeigt in Preußen eine Zu nahme der Tuber-
kuloſeſterbefälle von 56 861 in 1913 auf 58 577. Bisher waren
die Sterbefälle der Tuberkuloſe in Preußen faſt andauernd
a r 73 Von 1876 bis 1914 ſank die Zahl von 79 770 auf
ie ſchon oben angegebene Zahl von 58 577, das ſind 21 1653

oder 26,57 v. H. weniger. d der Steigerung der Sterbefälle
im re 1914 bemerkt die Deitſchrift für Tuberkuloſe, daß ſie
wag auf die Rechnung des Krieges zu ſetzen ſei.

as Umſichgreifen der Tuberkuloſe unter den Viehbe-
ſtänden wird aus verſchiedenen Gegenden Deutſchlands be
richtet. Ganz abgeſehen von der r Bedeut dieſer Tatſache iſt damit unter den jetzigen Zeitläuften3 eine weitere Gefährdung des Geſundheits-
ſtandes der Menſchen nahegerückt, die um ſo bedroh
licher in die r treten wird, als die Ernährungsver
hältniſſe für Menſch und Vieh zug un r ſind. Gerade
der Umſtand, daß die meiſten Tuberkuloſefälle des Kinder
alters auf Jnfektion mit der Nahrung e e ind,
beweiſt, wie notwendig unter den verſchiedenſten Geſichtspunkten
der Kampf auch gegen die Rindertuberkuloſe iſt

Prügelſzenen im Pfarrhauſe.
Der „Schutz eines chriſtlichen Heims“ wird von bürgerlichen

Blättern als ganz beſonderer Vorzug der See ge
prieſen. Merkwürdige Erfahrung mit dem Schutz eines überaus
u eims hat die 15jährige Frieda Br. gemacht, die als
Kindermädchen bei dem Pfarrer Emil Krauſe in Saar-
mund in Stellung war und a jetzt auf die Anzeige ihres
Dienſtherrn r mit ihrer Mutter wegen Diebſtahls,
Hausfriedensbruchs und Bedrohung vor dem Schöffengericht
Potsdam verantworten ſollte.

Die Verhandlung förderte r enden Tatbeſtand: Am 1. Junitrat die ſnehneig Frie a fren Dienſt im Pfarrhauſe an.
Behandlung und Beköſtigung waren derart ſchlecht, daß das
Mädchen ſeine Mutter bitten wollte, ſie wieder fortzunehmen,
aber der Herr Pfarrer verhinderte das, indem er vor dem Mäd-
r un iches Schreibmaterial verſchloß. Erſtm mwegen gelang es dem Mädchen, rer Mutter Nachricht
zukommen zu laſſen. Dieſe erſchien am 19. Juni und verlangte
vom Pfarrer Krauſe die ſofortige Herausgabe ihrer Tochter,
umal da dieſe erſt vor wenigen Tagen wieder von der FrauPfarrer wei Stockhhiebe über den Rücken erhalten

hätte. gliarter Krauſe jedoch weigerte ſich, das Mädchen vor

dem 1. Auguſt r entlaſſen. Fran Br. erklärte, daß ſie ihre
Tochter keinen Mißhandlungen mehr ausſetzen wolle, daß J
auch die ſonſtige Behandlung ihrer Tochter nicht paſſe, die, ob
wohl ſie als Kindermädchen angeſtellt ſei, trotz eines ver-
krüppelten Supee bis nachts um 1 Uhr Waſſer tragen müſſe,
und dabei noch Hunger litte. Als Frau Br. ſich darauf nachdem Vodenſtübchen ihrer ter begab turih arrer
Krauſe auf ſie zu un ihr in die Haare
dann r er ihr Schläge ins Genick undverſuchte, ſie die Treppe herunterzuzerren.
Frau Br. klammerte ſich mit der einen Hand am Geländer feſt,
mit der anderen zog ſie ihre Hutnadel heraus und rief dem
Pfarrer zu Je e Sie tot, wenn Sie mir mein Kind nicht

rausgeben! r Pfarrer ließ darauf von ihr ab. Frau Br.
eilte Gemeindevorſteher ulze, der jede Ein-miſchung ablehnte. Nach ihrer Rückkehr nahm die
Tochter mit, der Pfarrer aber verweigerte die Herausgabe des
de und ſämtlicher Sachen. Als nach acht Tagen das Mäd

ihre Sachen abholen wollte, wurde ihr der Einlaß ver
weigert. Ein paar a darauf kam ſie mit der Mutter und
einer Zeugin wieder. esmal ließ. der Pfarrer das Mädchen
allein ins Zimmer, wo bereits der Korb ſtand. Er verlangte
die r des Korbes. Der Jnhalt war idurchwühlt. Der Brrr verlangte, daß ſie jedes Stü
einzeln herausnehme, „Bis auf rund“, l er. Am
Boden des Korbes fanden ſich plötzlich Nudeln,
4 Pfund Kartofſeln und ein n weiße Vohnen ſowie ein
las eingewecktes Fleiſch. Das d packte ihre Habſelig

keiten zuſammen und zog mit dem be von dannen. Der,
Pfarrer ſtellte die h gen Diebſtahls gegen das
Mädchen, wegen Hausfrieden Bedrohung und Ver-
leitung zum Diebſtahl gegen die Mutter.

Die Verhandlung, in der die von Rechtsanwalt Dr. Theodor
Liebknecht verteidi Angeklagten jede beſtritten, er

ab ein ſpicher Bild, daß der Herr Paſtor ſich plötzlich bewegen.
ühlte, alle von ihm geſtellten Strafanträge zurückzuziehen. Da-

mit fielen alle Anklagepunkte bis auf den ber Auch
hier erkannte das Gericht gemäß dem Antrage des Amtanwalts,
auf Freiſprechung und Einſtellung des Ver-
fahrens. FIn der Begründung wird geſagt, daß von Be
drohung gar keine Rede ſein könne, denn die Frau habe die

utnadel nur zur Abwehr benutzt Wird nun der i
farrer weiter ſeinen Schäflein chriſtliche Sanftmut predigen



erte e eKurz vor ſeiner Maßregelung in der alten N. beendetearl Kautſkhy eine tiefgründige Studie über Se ien,
in der er an der Hand der Geſchichte die Forderungen formu-
liert, die die internationale Sozialdemokrate für Belgien beim
Frieden sſchluſſe zu erheben hat. Sie ſind ſehr einfacher Natur:
Belgiens Grenzen ſtehen feſt ſeit faſt hundert Jahren, ſeit

7880. Sie fallen im weſentlichen zuſammen mit den Grenzen,
die die öſterreichiſchen Niederlande wieder faſt ein Tahrhundert
lang umfaßten, von 1714 bis 1794, die ihrerſeits nur eine Fort-
ſetzung bildeten der Grenzen der im Unabhängigkeitskampfe
ſpantiſch gebliebenen Niederlande, ſeit dem Ende des ſechzehnten
Jahrhunderts. Die Bevölkerung dieſes Gebietes hat ſich ſeit
jeher voll des dige Nnabhängigkeitsſinns erwieſen und
ihn durch die Tat bezeugt, ſelbſt in den Jahrhunderten, indenen das ganze kontinentale Europa ſchrankenloſeſten Abſo

lutismus als eine Selbſtverſtändlichkeit ruhig hinnahm und
Völker wie Schafherden geraubt, verkauft, vererbt wurden.
Jm zwanzigſten Jahrhundert, dem Jahrhundert unwiderſteh-
lich fortſchreitender Demokratie, einem ſolchen Volke die Selbſt-
beſtimmung vorenthalten zu wollen, wäre eine Sinnloſigkeit,
die ſich aufs bitterſte rächen müßte. Die Wiederherſtellung
Belgiens in voller Freiheit in ſeinen alten Grenzen iſt daher
für die internationale Sozialdemokratie eine Selbſtverſtänd-
lichkeit.“

Kautsky benützt nun die Gelegenheit, die ganze Frage der
Kleinſtagten zu betrachten. Mit Fug und Recht ſpottet er über
die Leute, „die ſich Marxiſten nennen“, die aus der ökonomiſcten
Notwendigkeit beweiſen wollen, daß ſich die Staaten immer
ausdehnen und dabei die Kleinſtagten verſchlucken müſſen, „die
ihre Lebensfähigkeit verlören“. Die Tatſachen der europäiſchen
Stagtengeſchichte ſeit dem Wiener Frieden ſtehen aber mit demokonomiſchen Geſetz im auffallenden Widerſvpruch. e der
imperialiſtiſchen Aera, die aber ausſchließlich ißerhalbEuropas auf dem Wege kolonialer Eroberungen vor n geht,

haben nur zwei Dynaſtien ihr Staatsgebiet durch Aufſaugung
europäiſcher Kleinſtaaten vergrößert das Haus Hohenzollern
und das Haus Savoyen. Die Zahl der Kleinſtaaten Europas
hat im letzten Jahrhundert nicht ab-, ſondern zugenommen:
Belgien hat ſich von Holland, Norwegen und Schweden ge-
trennt, Ungarn halb von Oeſterreich, die Balkanſtaaten von der
Türkei. Und der jetzige Krieg ſcheint eher zur Bildung neuer
Staaten ſo Polens, vielleicht auch Finnlands als zur
Aufſaugung alter führen zu wollen. Das ſcheint nunerklärlich,
wenn man bloß die Bedürfniſſe der Kapitaliſtenklaſſe in Be-tracht zieht, dagegen aber überſieht, daß der Kapitalismr s
auch naturnotwendig die Demokratie etzeugt: dieſe Notwendig-
keit in jedem Sinne des Wortes genommen, ſowohl als un-
vermeidliches Er r des „Mechanismus des kapitaliſtiſchen
Produktionsprozeſſes ſelbſt. Unter Demokratie verſtehen wirhier natürlich nicht eine demokratiſche Partei, ſondern immer

die Teilnahme der Volksmaſſen an der Staatspolitik, die Jnſti-tutionen, ihre Teilnahme praktiſch und erfolgreich zu betätigen,
und den Einfluß im Staate, den die Volksmaſſen auf dieſe
Weiſe erringen. Dieſe moderne Demohkratie iſt nun einer der
wichtigſten unter den Faktoren, die bisher bewirkten, daß ſich
der Ausdehnungsdrang der kapitaliſtiſchen Großſtaaten nicht
gegenüber den europäiſchen Kleinſtaaten, ſondern außerhalb
Europas in Gebieten äußerte, die noch nicht vom induſtriellen
Kapitalismus und von der modernen Demokratie erfaßt ſind.
Der Kraft dieſer Demokratie iſt es zuzuſchreiben, daß es keine
Regierung, die auch nur eine Spur von politiſchem Verſtändnis
unſerer Zeit beſaß, im neunzehnten Jahrhundert gewagt hat,ein europäiſches Gebiet wider den ausgeſprochenen Willen ſei-
ner Bevölkerung zu annektieren. Die Lebenskraft der Klein-
ſtaaten beſteht nicht zum wenigſten gerade darin, daß ihre
Regierungen ſchwächer ſind, nicht über ſo viele Machtmittel
verfügen wie die der Großſtaaten, daher der Demokratie größere
Zugeſtändniſſe machen müſſen als ihre großen Nachbarn. Jn
der größeren Demokratie der Kleinſtagten liegt heute ihre An-
ziehungskraft für ihre Bevölkerung. Die Kleinftaaten brauch-ten beim Wettrüſten nicht mitzutun. Es ſtand für ſie von
vornherein feſt, daß ſie bei dieſem Wettlauf die letzten ſein
mußten, ſie ſtrengten ſich alſo nicht ſehr dabei an. Jhre Armeen
hatten nur kurze Dienſtzeit, waren wohl gegen das Volk unter
Umſtänden dort verwendbar, wo Bauern gegen ſtädtiſche Ar-
beiter aufgeboten wurden, nicht aber zur Sicherung einer Re-
gierung, die der Geſamtheit der Bevölkerung Rechte vorent-
halten oder gar eskamotieren wollte. Dabei hatten die Regie
rungen der kleinen Staaten keine Ausſicht, innere Schwierig-
keiten durch glänzende äußere Erfolge zu überwinden. Was
immer die Proletarier an dieſen Staaten auszuſetzen hatten
und ſie hatten naturgemäß ungeheuer viel an ihnen auszu-
ſetzen ſo gaben ihnen doch die Zuftände bei den Nachbarn
keine Urſache, verlangend über die Grenze zu blicken. Der
eigene kleine Staat gab ihnen beſſere Gewähr, ſich im Klaſſen-
kampf zu betätigen und vorwärtszukommen, als der ungeheure
Machtapparat jenſeits ihrer Grenze. Die Furcht vor dieſemwirkte ſtärker abſchreckend als die materielle Vorteile, die er
verſprach, anziehend. Wir ſehen deshalb heute bei keinem der

e en nedie blich fo traurige Lage, in
ihres Gemeinweſens verſetzt iſt, durch Angliederung an ein
größeres beſeitigt zu ſehen. Vielmehr hat der Krieg das Gegen
teil gebracht, eine Fülle von Wünſchen nach Bildung neuer
Kleinſtaaten auf Koſten großer.

Nachdem nun Kautsky ſo die Urſachen der Lebensfähigkeit
der Kleinſtaaten dargelegt, betrachtet er die zweite Seite, die
vielleicht vorzugsweiſe von dem revolutionären Rußland ab-
geleitet iſt, aber wohl auch von uns in Oeſterreich ſehr zu be
achten iſt. Er führt da aus:

„Dieſe Entwicklung hat zwei Seiten, von denen die eineſehr bedenklich iſt. Es iſt etwas anderes, ob ſich ein bisher

ſelbſtändiges Gemeinweſen gegen ſeine gewaltſame y7
leibung in ein größeres ſträubt oder ob ein großesmeinweſen, das jahrhundertelang de n in
kleine Stücke zerfällt, die ohne Verbindung
miteinander ſtehen, ob neue r irrtneue Trennungslinien zwiſchen den Nationen
aufgerichtet werden.

Die Zerfällung eines großen Staates in mehrere kleine iſtnamentlich dann bedenklich, wenn ſie eine Folge des Rückganges
ſeiner Zwangsgewalt, eine Folge ſeiner ſteigenden Demokrati-ſierung iſt, indes jenſeits der Grenze noch ein Großſtaat mit
ungebrochener Zwangsgewalt beſteht. Die Zerſplitterung des
großen demokratiſchen Staates in viele kleine bedeutet dann
nichts anderes als die Schwächung der Abwehrkraft ſeiner
Demokratie gegenüber den Machtmitteln des Nachbarn. Hier
kann die Kleinſtagaterei, trotz ihres hochdemokratiſchen Aus
gangspunktes, zu einer Gefahr für die Demokratie werden.

Die internationale Sozialdemokratie hat nicht bloß nach der
Selbſtbeſtimmung der Nationen, ſondern auch nach ihrer
Annäherung zu ſtreben. Und ſie hat die dauernden
Intereſſen der geſamten geſellſchaftlichen Entwicklung gegen-
über den Sonderintereſſen und Augenblicksintereſſen auch
den demokratiſchen einer beſonderen Gruppe zu wahren.
Dies kann ihr unter Umſtänden dringend gebieten, für denZuſammenhalt eines revolutionären demokratiſchen Groß-
ſtaates gegenüber reaktionären Nachbarn einzutreten.

Doch als zweckmäßiges Mittel, den Staat zuſammenzuhalten,
kann ſie dabei nur ſeine größere Anziehungskraft betrachten.
Wenn heute Finnländer und Ukrainer dem ruſſiſchen Staate
entfliehen wollen, iſt das als eine Nachwirkung des Zarismus
aufzufaſſen, der ſie abſtieß, und ihres mangelnden Vertrauens
zur Lebenskraft der ruſſiſchen Revolution, obwohl ſie ſich frei-
lich ſagen müßten, daß ihre Ausſichten auf nationale Selb-
ſtändigkeit aufs engſte verknüpft ſind mit denen der ruſſiſchen
Revolution, daß ſie ihre Selbſtändigkeit nur wahren können,
wenn ſie ſich mit dieſer ſolidariſch erklären, und nicht, wenn
ſie ſich von ihr loslöſen und ſie dadurch ſchwächen.

Jndes auch dort, wo die Kleinſtaaterei nicht neueſten Datums
iſt, ſondern das Recht der Verjährung in Anſpruch nehmen
kann, bedeutet ſie keinen Zuſtand, der ungemiſchtes Wohl-
gefallen erregt. Stellt ſie vom Standpunkte der Demokratiedas kleinere Uebel gegenüber den Großſtagaten bisherigen Stils
dar, ſo hat die internationale Sozialdemokratie doch nicht bloß
die IJnt ereſſen der Demokratie zu wahren, ſondern auch
die der ökonomiſchen Entwicklung, die die mate
riellen Vorbedingungen für die Befreiung des Proletariatsliefert, und dieſe Entwicklung findet unter ſonſt gleichen Um
ſtänden im großen Staate einen günſtigeren Boden als im
kleinen

Die Aufgabe beſteht darin, die Forderungen der Demokratie
mit denen der Oekonomie in Einklang zu bringen.

Das kann auf zwei Wegen erreicht werden. Erſtens durch
vermehrte Demokratiſierung der Großſtaaten.Je größer deren innere Freiheit, deſto weniger werden be-
nachbarte Kleinſtagten befürchten, durch engeren ökonomiſchen
Anſchluß an ihrer volitiſchen Selbſtändigkeit beeinträchtigt zu
werden, deſto leichter werden ſie dazu gebracht werden, Zoll-
gefetzgebung, Münzweſen, Verkehrsweſen, bürgerliches Recht
uſw. freiwillig in Gemeinſchaft mit dem großen Nachbarn zu
regeln, mit ihm ein gemeinſames Verkehrsgebiet zu bilden.

Noch fruchtbharer aber würde es, wenn es gelänge, ſämtliche
Staaten der europäiſchen Kultur oder zunächſt. wenigſtens
Europas in einem großen Gemeinweſen zuſammenzufaſſen, den
ſchon im vorigen Jahrhundert erſehnten Vereinigten Staaten
von Europa“, in denen alle Zollſchranken aufhörten, alle Grenz-
fragen ihren machtpolitiſchen Charakter verlören, der inter-
nationale Verkehr ſeine freieſte Entfaltung fände.

Aber auch dieſe Löſung ſetzt vermehrte Demokratiſierung der
Großſtaaten alten Stils voraus, denn eine freiwillige Ein-gliederung aller Staaten in dieſes überſtaatliche Gebilde wird
nur dann möglich, wenn keiner dabei an Demokratie verliert,
jeder gewinnt.

Die Nutzanwendung für Oeſterreich-Ungarn ergibt ſich von
ſelbſt: nicht Gewalt, nur der ungehemmte Durchbruch der
Demokratie kann dieſen wunderlichen Großſtaat erhalten und
im Bewußtſein aller Glieder verfeſtigen.

un r „àÜL O qSyrechſtunde der Redaktion von 12 vis 1 ubr.

Die Friedensfrage als Wiſſenſchaft. Die norwegiſche
Friedensvereinigung hat ſich an den Storthing mit dem Antrage
ewandt, an der Univerſität Chriſtiania eine Pro

ſſur in Friedenswiſſenſchaft zu errichten.
Dünn. Eines Tages war das Eſſen der Feldküche, Reis mit

Konſervenfleiſch, ſehr dün geraten. Allgemeines Murren bei
den Kameraden, die ſich in wenig ſchönen Worten ihr Herz er
leichterten. Anders unſer Kamerad W Sein Eſſen im Koch
geſchirr wehmütig betrachtend, pricht er zum Küchenun eroffi-
zier: „Aber, Korporal, ich habe doch Hunger und keinen Durſti“

(Stmwpl.)
Betrachtung eines Peſſimiſten.

Montag und Donnerstag iſt fettlos,
Dienstag und Freitag iſt fleiſchlos,
Mittwoch und Samstag iſt nichts los,Und Sonntag iſt's troſtlos. Gug und.

Heiteres. Der tüchtige Rechts anwalt. Privbatier
Huber wird vom Hunde des Apothekers gebiſſen. Klage auf
Schmerzensgeld und Schadenerſatz. Gerichtsverhandlung.
Nach der Verhandlung treffe ich Herrn Huber. Er iſt in ge-
drückter Stimmung. „Nun, wie iſt die Verhandlung ausge-
8 ngen, Herr Huber?“ „Man möcht's nicht glauben! Meinelag' is abgewieſen worden. Der Apotheker hat ſo einen guten
Anwalt der hat nachgewieſen, daß ich den Hund ge
biſſen ha (Jugend.)

Briefkaſten der Redattion.
Fr. St. in H. Das Zeichen L bedeutet: Krankheiten und Ge

brechen, die den Dienſt im ſtehenden Heere ebenſo wie in der
Erſatzreſerve ausſchließen, aber die Tauglichkeit zum Land-
ſturm vorhanden ſein laſſen. Die Ziffer 18 beſagt: Hyſterie,
Neuraſthenie, Jſchias.

Frau M. St. in Gl. Gewiß, wenn Jhr reklamierter Mann
erwerbsunfähig krank iſt, müſſen Sie einen Zuſchuß zum Kran-
kengeld bekommen. Wenden Sie ſich an die Gemeinde, bei Ab-
lehnung an den Landrat.

105 A. Z. Geſchieht das Fortbleiben von der Arbeit (Urlaubs-
fahrt) ohne Zuſtimmung des Arbeitgebers, ſo können „Ord-
nungsſtrafen' verhängt werden, wenn die Arbeitsordnung ſolche
vorſieht. Sehen Sie alſo in dieſer nach. Jſt darin nichts zu
finden, ſind die Strafen unzuläſſig.

E. Fr. in W Sie können wohl vor Gericht Jhre Bedenken
gegen die Zeugen äußern und ſagen, daß Sie mit, ihnen ver-
feindet ſind, aber die Angeſchuldigung, daß die Zeugen „be-
ſtochen“ ſind, können Sie doch nur erſt dann vorbringen. wenn
Sie das auch beſtimmt nachweiſen fönnen. Wenn Sie ver-
urteilt werden, müſſen Sie auch die Koſten des Rechtsanwalts
Jhres Gegners tragen. Sie können dieſerhalb gepfändet wer-
den. Die Gegenſtände, die nachweislich Jhrer Fran gehören,
können nicht genommen werden.

F. F. Selbſtverſtändlich haben Sie durch das Unterſchreibendes Mietvertrages Verpflichtungen übernommen. Wenn Sie
am 1. Dezember nicht ein; jehen, kann die Wirtin einen Monat
Miete verlan ngen.

M. E. 8. Die Sache iſt gänzlich ausſichtslos. Für die nur im
Hilfsdienſt Tätigen gibt es noch keine Hinterhbliebenenfürforge.
Auf die ein halbes Jahr zurückliegende Militärdienſtzeit kön-
nen Sie ſich auch nicht berufen, da der Tod doch in keinem Zu-
ſammenhang mit dieſer ſtehen dürfte. Es bleiben alfo tat-
ſächlich nur die Anſprüche an die Jnvalidenverſicherung übrig.

H. Sch., Rußland. Die letzte Bundesratsverordnung über die
Erhöhung der Familtenunterſtützung iſt nicht ſo, wie Sie ſie
auffaſſen. Die. Entſcheidung über die Zulagen liegt in den
Händen der Gemeinden. Dieſe bekommen die Mehrausgaben
bis zu 5 Mk. für den einzelnen Unterſtützten vom Staate zurück.

H. St. 184 Die Reichsinvalidenrente wird ſolange gewährt,
als Sie als invalid im Sinne der Reichsverſicherungsordnung
zu betrachten ſind. Wenn Jhnen die rechte Hand fehlt, ſo ſind
Sie nicht dauernd invalid in jenem Sinne, ſondern nur ſo-lange, als das Heilverfahren währt und Sie ſich noch nicht an
die Verletzung gewöbnt haben. Die Auslegung des Geſetzes iſthier auch immer engberziger geworden.

J eKriegerfrauen v
auch ſolche, welche in letzter Zeit nicht Leſer unſerer d

Zeitung waren,

erhalten das Volksblatt 25 unter
dem üblichen Bezugspreiſe.

g Verlangen Sie
G in meinen sämtlichen Filialen
r meine delikate, hochfein schmeckende

Sie i. h.W Kostproben lasse gern gratis

C 7 J

r verabreichen, damit Sie ohne Unkosten
I len guten Geschmack prüfen können.Wer probt, lobt! m

Alhert Knäusel, z ha
Kontor u. Lager: Kl. Ulrichstr. 24 b. Fernruf 1484.Fernruf 1484.

Noch Wzu vorteilhaften Preisen

e
in allen Grössen für jedes Ellter.

Vereins-
JPaletots, t ne a r

oppen, r Her wiederkehrender to 4
Anzuge Veranſtaltungen

der geſelligen, politiſchen und
wirtſchaftlichen Vereine im Ver-

breitungsbezirk.D7Bbqu ch nernH. und Knaben od.J erren- un naben Moden
jede Zeile.

[naſie Saale

5

d Sonnabends Markt 4. Sonnlags

d 7 Uhr geöffnel. geschlossen. Arbeiter GüngerChor.
8067

Halle 2921
R. fleht Raiserstr.

UVkren, Geilaw, Optik
Reparaturwerkstatt.

Achtung Bitterfeld.
Sonntag den 2. Dezember, abends 7 Uhr,

im Reſtaurant Hohenzollern

Sitzung des Gewerhſchaftskartells

Achtung Hode- Ieftungen empfiehlt die 1 40ore mgrekolksduchdels. O wald Sucher, Kaiserstr. 8
7 Behleiforei, Soliager Fiadlvarer.

rath Cigarr., raiserstr.Alte, abgeſpielte, auch
zerbrochene

Praktischerempfehlengwerter Elnkaunfsquellen

Freitag, d. 30. November pünktich abds. 9 Uhr, im Volkspark:

Singeſtunde.
Frauen Hädchenchot. Sedca

um 8 Uhr im Volkspark:
ingeſtunde.

Turnverein „fichte“
Turnſtunden: Turnhalle OberHerm. Bader Vealſchule, Eing. Staudteſtraße,

h r. 1668 Männer- Abteilung Dienstag undue u u Freitag, abends 8-10 Uhr.v

Weiss er
MottsetodtRosenberg

Konfektion ad Manufaktarwaren

ngerhauson g

woch, abends 8--10Turnerinnen r r Mitt

s h

He

Mandolinen Stein den Str«ſaſno 0h- en (olonial- und Rigen waren Sonnabend abend bchn urn ſchr
z EFarbden und Sämoreien gen. Kraft: Uebungsſtunden. nackpon Hitterfeld und Umgegend kauftzu feſtgeſetzten Preiſen rauft man so gang vo zuv 0 bot ohne GHegenkauf 2918 Herm. ein t r Dur Tanei sordnung wir itzun nnt- R onn en 2. Dezbr. TagesDie Tagesor g in der Sitzung bekannt Hustau Unhlig, tour r den Ziegeirodaer G Ergegeben. 1514 J Uhren und Muſikwerte, Abfahrt: 4.45 Uhr. Koſten: 1.60Die Gewerkſchaftsvorſtände werden gebeten, dies den Delegierten Vntere Leipzigerstr.

Der Vorſtand.mitzuteilen.
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